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Es gehört zu den spezifischen und, wie ich meine, heute besonders wichtigen Auf­
gaben des Rechtshistorikers, das Begriffsarsenal zu verwalten und zu pflegen, mit 
dessen ständig überprüften Beständen die Tatsachen der deutschen Rechtsgeschichte 
bewältigt und in einem dem Geiste ihrer Zeit entsprechenden Bilde dargestellt werden 
können. Dabei gilt es immer wieder, die unwillkürliche Reprojektion heutiger Begriffe 
in eine Zeit, die sie jedenfalls anders gedacht hat, zu korrigieren und zu verhindern — 
angefangen von Erscheinungen wie »Staat«, »Reich«, »Königswahl« bis herab zu pri­
vatrechtlichen Gebilden wie »Schenkung«, »Vertretung« u. a. m. Doch nicht nur die 
unmittelbar gegenständlichen Institutionen des Rechts, mehr oder weniger scharf von­
einander abgesetzt, fordern Beachtung. Das gleiche gilt auch für die allgemeinen Grund­
vorstellungen, die über oder hinter den konkreten Institutionen stehen, die Denkfor­
men, auf denen sich — wenn überhaupt möglich — ein autogenes System des alten 
Rechts allein aufbauen läßt. Mögen sie für unser institutionelles Denken scheinbar 
Ungleichartiges umfassen — wie z. B. die Denkform der Willkür die Wette, die Exeku­
tionsklausel, die statutarische Satzung hergibt ') —, so gehören sie doch zum rechtlichen 
Weltbilde ihrer Zeit. In diesem Verstände wollen auch die nachfolgenden Ausführungen 
über den Leihegedanken genommen werden. Sie bezwecken, den Gedanken und Begriff 
der Leihe, des Lehens also, als eine nicht nur im institutionellen Lehnrecht verkörperte, 
vielmehr weit darüber hinaus greifende Grundform der mittelalterlichen Rechtsver­
fassung zu verstehen, von der diese weitgehend, wenn nicht eben beherrscht, so doch 
durchwoben ist. 

L 

Das Wort »Lehen« mit seinen Kompositen »Lehnwesen«, »Lehnstaat«, »Lehnrecht« 
bedeutet unserer Vorstellung einen geschichtsräumlich eindeutig abgegrenzten Wert. 
Unter dem heute nur mehr von der Geschichtsforschung bestimmten, also rein histori­
schen Aspekt erscheint das Lehen als v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e r Begriff. Das 

0 Den Versuch, die Willkür als Denkform zu skizzieren, hat der Verf. in »Die Willkür. Eine 
Ie zu den Denkformen des älteren deutschen Rechts« (Göttinger Rechtswiss. Studien H. 

6, Göttingen [ I 9 5 3 ] ) gem a cht. 
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L e h n r e c h t als der besondere, das Lehnwesen ordnende Rechtskreis, im 19. J a h r ­
h u n d e r t unte r den Mater ien des deutschen Privatrechts abgehandel t , gilt uns heute 

wiede r als Teil der mittelal terl ichen öffentl ichen Rechtsordnung , welche »seine w a h r e 
N a t u r ihm wiederzugeben, es aus der Verbannung (sc. in das Privat recht) zu erlösen« 
H . Mitte is in seinem bekannten Buche über «Lehnrecht und Staatsgewalt« 2 ' sich aus­
drücklich zur Aufgabe gestellt hat . 

Danach pflegt m a n allgemein un te r »Lehen« im spezifischen Sinn jene aus der Ver­
b indung von Vasallität u n d Benefizium hergelei tete Ins t i tu t ion zu vers tehen, die, nach­
dem sie außer i h rem ursprüngl ichen, f rühes ten u n d hauptsächlichen Objek t , dem 
Grundbes i t z , auch Ä m t e r , Herrschaf ten , Gerichtsbarkei ten und andere nu tzbare 
Hohei ts rechte zum Gegens tand erhal ten hatte , w ä h r e n d des Hochmit te la l te rs die ganze 
Staatsverfassung durchdrang u n d mit der Heersch i ldordnung das Bild v o m Staatsauf­

bau, in der Wel t des Adels, wei th in bes t immt . 
M i t dieser Umschre ibung ist schon ein erstes f ü r uns wesentliches Prob lem berühr t , 

die Frage nämlich, welchen geschichtlichen W e g die Ers t reckung des Begriffs »Lehen« 
auf die einzelnen Gegens tände gegangen ist. Sozusagen die klassische, schon von Eich­
ho rn , Roth , Waitz , H . Brunne r und noch heute z. B. von Schröder­v. K ü n ß b e r g , 
v. Schwer in­Thieme u n d H . Conrad ver t re tene Auffas sung geht bekanntl ich dahin, daß 
die B o d e n l e i h e die ursprüngl iche L e h n s a r t , daß Grunds tücke also die u r s p r ü n g ­
lichen L e h n s g e g e n s t ä n d e gewesen seien. Z u r Ämter le ihe ist es danach auf dem 

Wege über die Amtsgut le ihe gekommen , indem das A m t zur Per t inenz des eigentlich 

f ü r den U n t e r h a l t des Beamten bes t immten Amtsgutes , also verdinglicht wurde , das 
sächliche Substra t der A m t s f ü h r u n g zugleich die Rech t s fo rm f ü r die Ü b e r t r a g u n g des 
Amtes selber, als Lehen, l ieferte. D e m g e g e n ü b e r haben H . Mitteis , an eine Bemerkung 
G. Belows anknüpfend , u n d auch F. L. Ganshof ') die Amts lehen (honores) als selb­
ständigen, neben der Landleihe stehenden, von ihr im Rechtscharakter verschiedenen 
Lehnstypus , als Belehnung mit der G e w e r e an einem Recht (ohne den U m w e g über die 
pertinentia comitatus) angesprochen. Ja, H . Mitte is hat nachdrücklich betont , der 

Grundstücksle ihe sei nur eine sekundäre Rolle zugekommen , die Amtsle ihe sei f ü r die 
Verfassungsgeschichte das Pr imäre , wobei die Ü b e r t r a g u n g öffentl icher Mach tbe fug ­
nisse in lehnrechtlichen Formen keineswegs einer Privat is ierung dieser Befugnisse gleich­
zusetzen sei 4). Eine Krit ik an diesen gewiß zu t re f fenden Thesen ist, soweit ersichtlich, 
bisher nicht erhoben w o r d e n *>. Hingegen hat über den Gegens tand der Bodenleihe 
dann H . K r a w i n k e l 6 ' eine von allen übr igen stark abweichende Lehre aufgestel l t , die 

2) H. MITTEIS, Lehnrecht und Staatsgewalt, Weimar (1933) S. 5. 
3) F. L. GANSHOF, Qu'est­ce que la feodalite? 3. Aufl. (1957). 
4) Lehnrecht S. 9 f.: »Amt bleibt Amt, auch wenn es verliehen wird.« 
5) Auch nicht durch W . KIENAST in seiner ausführlichen Besprechung des Mitteisschen Buches, 
H Z 158 ( 1 9 3 8 ) S. 3 ff . 
6) H. KRAWINKEL, Unters, z. fränk. Benefizialrecht, Forsch, z. dt. Recht II, 2 (1936). 
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in der Gleichung gipfelt: beneficium = Überlassung der Abgabenhoheit = emunitas 
= lastenfreies Eigentum. Wenngleich der damit unternommene Versuch, das Lehns­
objekt auch bei der Grundstücksleihe zu entdinglichen, als verdienstlich gelten muß, 
kann dieser Formel hier doch nicht gefolgt werden. 

Uber das Verhältnis von Benefizium und Vasallität im Rahmen der herrschenden 
Lehnsdefinition hat H. Mitteis 7) entgegen A. Dopsch8 ' den — richtigen — Satz auf­
gestellt, daß diese beiden Elemente des Lehnsvertrages »niemals und nirgends zwangs­
läufig miteinander verbunden« gewesen sind. Die Beweiskraft der von ihm für Bene­
fizien ohne Vasallität angeführten drei Urkunden hat freilich W. Kienast angezweifelt 9) 
und auch die Zeugnisse für das Vorkommen unbelehnter Vasallen in Deutschland als 
recht dünn gesät und zweideutig bezeichnet. Unbeanstandet hat Mitteis I0> hingegen 
die Verwendung des homagium, der Mannschaft, zur Begründung von — wie er sagt — 
Schuldverhältnissen als ein außerhalb des Lehnrechts stehendes Geschäft angesehen; 
neben der Mannschaftsleistung des Bürgen (die Mitteis als Rest der alten Selbstver­
geiselung bezeichnet11') steht hier das homagium poenae oder emendae, die Sühne­
mannschaftI2) des Totschlägers oder sonstigen Friedensbrechers. Zu dieser Institution 
mag hier lediglich darauf hingewiesen werden, daß zahlreiche (auch späte) Zeugnisse 
hierfür in den städtischen Urfehderegistern vorliegen. Die Städte umgaben sich auf 
diese Weise gern mit einem Kranz mannschaftsverpflichteter Adeliger, die sie durch 
Abschluß von Urfehden aus Anlaß von Streitigkeiten für sich gewannen's). Für den 
vielseitigen Gebrauch dieser außerlehnrechtlichen Mannschaft hat Mitteis den anschau­
lichen Ausdruck »Hohlform« gebraucht, die »jeden beliebigen Inhalt obligatorischer 
Natur aufnehmen« könne. Auch für ihn steht die Erscheinung aber, wie gesagt, außer­
halb des institutionell gesehenen Begriffs »Lehen«, gehört also nicht zum Lehnrecht. 

Ob die Grundleihe aus Königs­ (bzw. Kirchen­)gut allein oder neben ihr gleichzeitig 
die Ämterleihe als Ausgangsform genommen wird — immer spielt nach der Lehrbuch­
lehre das gedanklich undeutliche, institutionell indes angeblich eindeutige Rechtswort 
»beneficium« die maßgebliche Rolle für die sog. dingliche Seite der Erscheinung 
»Lehen«. Nach der dem antiken Begriffsschatz entnommenen precaria, dann den von 
H. Brunner entdeckten, nur sachlich, nicht sprachlich umrissenen merowingischen 

7) Lehnrecht S. 519. 
8 ) A. DOPSCH, Wirtschaftl. u. soziale Grundlagen d. europ. Kulturentwicklung, Teil II, Wien 
(J92o) S. 305. 
9) Vgl. Anm. 5. 
.0) N ach G. PLATON, L'hommage feodal comme moyen de contracter des obligations privees, 
R e v ­ gen. du droit 26 (1902). 
^ 0 Hiergegen vgl. F. BEYERLE, Der Ursprung der Bürgschaft, Z R G 47 (1927) S. 567 ff., und 

• EBEL, Lühnsches Kaufmannsrecht, Göttingen (1951) S. 33—65. 
1> Nicht »Sühneleh en«, wie MITTEIS (S. 484) widerspruchsvoll sagt. 

*3) Über solche Mannschaftsurfehden der Stadt Rostock vgl. W. EBEL, Die Rostocker Ur­
fehden, Rostock (1938) S. 113 ff. 
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Landschenkungen1'*), gilt »beneficium«, obwohl sprachlich ja doch zunächst nur das 
Motiv, nicht das Geschäft charakterisierend, als terminus juridicus für die Land­ und 
Ämterleihe, bis es durch das etymologisch dunkle Wort jeudum in dessen raschem 
europäischem Siegeszuge verdrängt wurde. Dabei hat doch die neuere Sonder­For­
schung bereits die mangelnde Eignung des Wortes »beneficium« für die lehnrechtliche 
Begriffsentwicklung überzeugend dargetan indem einerseits die »schier unbegrenzte 
Zahl seiner Verwendungsmöglichkeiten zur Bezeichnung der verschiedensten Phäno­
mene« hervorgehoben und zugleich festgestellt worden ist, daß sich eine präzise tech­
nische Verwendung des Wortes beneficium, etwa zur Bezeichnung eines Lehnsobjekts, 
in der fränkischen Zeit überhaupt nicht nachweisen läßt. 

Scheidet damit das Rechtswort »beneficium« zur Bestimmung und Umgrenzung des 
Begriffs »Lehen« und »Lehnrecht« aus, so bleibt, im Sinne der herkömmlichen Lehr­
buchmeinungen — meinetwegen der klassischen Auffassung —, eigentlich nur das 
Institut der Vasallität als entscheidendes Merkmal, und zwar, institutionengeschichtlich 
betrachtet, die mit einem Benefizium verbundene Vasallität, also das vasallitische, das 
Ritterlehen (nach H. Mitteis genauer: das ritterliche Landlehen als Ursprungstyp). 
Das bedeutet schon gegenüber der alten praktischen Lehnrechtsliteratur des 16. bis 
18. Jahrhunderts, etwa bis zu Georg Michael Webers großem Handbuch des Lehn­
rechts eine wesentliche Einschränkung. Diese war, vom tatsächlichen Bestände ihrer 
Zeit ausgehend, noch weiter gegangen. Sie enthält ein riesiges Arsenal von Leihe­
formen und ­gegenständen, von der Fürstentums­ und Gerichtsleihe bis zum Wappen­, 
Galgen­, Henker­, Schandesel­ und Frauenhauslehen, und der Bereich des Lehnrechts 
war für sie keineswegs durch die militärischen Dienstleistungen des Beliehenen be­
grenzt, vielmehr durch seine persönliche Zugehörigkeit zur Heerschildordnung, der 
Offiziersrangliste des Feudalstaates, grundsätzlich also zum Adel. Dem militärisch 
nachritterlichen Zeitalter angehörend, unterschied sie kaum noch zwischen dem 
»eigentlichen« Lehen, dem Rittersold, und den »uneigentlichen« Lehen, zog also auch 
das Lehen in den Lehnrechtsbereich, bei dem die Leistung des Beliehenen in Zins 
bestand oder gänzlich fehlte. Erst die l e h n r e c h t s g e s c h i c h t l i c h e Forschung unserer 
Tage, mehr auf die Wurzeln als auf die Krone des Baumes schauend, hat offensichtlich 
nur das militär­vasallitische Lehen zum Leitbild genommen, es zum Lehen schlechthin 
erklärt. Nur daher kommt die scharfe Trennung von Ritterlehen und bäuerlicher Leihe 
in den Darstellungen des deutschen Privatrechts, oder die Abscheidung der Dienst­

14) H. BRUNNER, die Landschenkungen der Merowinger und der Agilolfinger, SB. Berl. Akad. 
Wiss. 1885, S. 1173 ff.; Forsch, z. Gesch. d. dt. u. franz. Rechts (1894) S. 1 ff. 
15) v. VOLTELINI, Prekarie und Benefizium, VjschrSozWG. 16 (1922) S. 305 f.; A. POESCHL, Die 
Entstehung d. geistl. Benefiziums, ArchkathKirchR. 106 (1926) S. 1 ff.; H. MITTEIS, Lehnrecht 
S. 107 f. 
16) G. M. WEBER, Handbuch d. in Deutschland üblichen Lehnrechts, nach G. L. Böhmers 
Grundsätzen, 4 Teile (1807-18). 
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mannenlehen , oder ganz allgemein die Vorstel lung von einer in der feudum-Zek ein­
se tzenden A u s d e h n u n g des Lehnbegr i f f s und seiner A n w e n d u n g auf mancherlei nicht 
m e h r lehnrechtliche Gegens tände als sozusagen unechte Sekundärb i ldungen des Lehns­
gedankens . Die mittelal terl iche V e r w e n d u n g des Lehnbegr i f f s in anderen Rechts­
bereichen als der r i t ter l ichen Wel t gilt als juristische Metaphor ie , nicht viel anders als 
die sprachliche, wie sie die Minnesänger l iebten, w e n n sie ihrer D a m e ih r H e r z zu 
Lehen au f t rugen . 

II. 

Nach dem Vorge t ragenen erscheint die Frage berechtigt , w o h e r denn die lehnrechts­
geschichtliche Forschung diesen so begrenz ten Begriff des Lehen u n d Lehnrechts 
bezogen hat . Da zeigt sich — worauf auch H . Mitte is hingewiesen hat1?) —, daß die 
Rechtsspiegel des 13. J a h r h u n d e r t s f ü r die noch heute f o r t w i r k e n d e Dogmat i s i e rung 
u n d »Versteinerung« (Mit te is) des Lehnrechts veran twor t l ich sind, indem sie »in einer 
A r t von kons t ruk t iver Arbei tshypothese« n u r noch das vasallitische Lehen als »echtes« 

Lehen betrachte ten und so einen lediglich qualif izierten Fall z u m N o r m a l f a l l erhoben; 

dabei »bildete das vasallitische Lehen i m m e r n u r eine der möglichen Formen , aller­
dings eine besonders ausgezeichnete«, aber »nur eine historische, empirische, keine 
logische Kategor ie« . 

D a m i t dräng t sich aber die — von Mitte is nicht wei te r ver fo lg te — wei te re Frage von 
selber auf, welchen Bereich denn der Begriff »Lehen« in der Vorstel lung des Mit te l ­
alters ausgefül l t habe. Da wir uns h ie r fü r , wie nun w o h l deutlich, nicht an den insti­
tut ionel len Begriff des vasallitischen Rit te r lehens hal ten können , d ü r f e n und müssen 
wir das Rech t swor t »Lehen« zum Ausgangspunk t nehmen . Dabei n e h m e n wir nicht 
e twa in Kauf , sondern gehen b e w u ß t darauf aus, sachlich ( inst i tut ionell) recht un te r ­
schiedliche rechtliche Tatbes tände zusammenzufassen , w e n n sie n u r von der Bedeu­
tungsbre i te u n d d e m Bedeutungsgehal t des deutschen W o r t e s »leihen« — dessen Sub­
s t an t iv fo rm eben »len« ist — gedeckt werden . Eine solche Aspek tve rb re i t e rung wäre 
u n d ist auch dann gerecht fer t ig t u n d nicht ohne N u t z e n , w e n n sie ins t i tu t ionenge­
schichtlich u n v e r w e n d b a r wäre . 

Beachtlicher w ä r e der E i n w a n d , daß das deutsche Rech t swor t »Lehen« (»leihen«) 
im wesentl ichen erst in den Quel len des 13. J a h r h u n d e r t s auf t r i t t , daß es aber m e t h o ­
disch unzulässig sei, das Bedeutungsfe ld eines so spät erscheinenden W o r t e s u n d dami t 
möglicherweise späte sekundäre Vorstel lungen z u m Ausgang zu nehmen . Demgegen ­
über ist zu sagen: Für die Er fa s sung rechtlicher D e n k f o r m e n des germanisch­deutschen 
Rp h • 

ents ist nachdrücklich das heuristische Prinzip zu verfechten , daß ein gemeinsames 
Ott f ü r Rechtstatsachen, die uns nach unseren sachbezogenen Kategor ien als vielleicht 

recht verschiedene Tatbes tände erscheinen mögen , dennoch die V e r m u t u n g einheitlicher 
»7) Lehnrecht S. 130 f. 
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Rechtsvors te l lungen f ü r sich hat . Die rechtssprachlichen W o r t f e l d e r decken sich nicht 
mit unseren Ordnungsbegr i f f en , die einer j üngeren oder f r e m d e n geistigen Wel t 
en ts tammen. Auf den autogenen, w e n n auch diffusen, ja scheinbar widerspruchsvol len 

Begriffen des alten Rechts aufzubauen , ist selbstverständliche Vorausse tzung f ü r dessen 
wirkliches Verständnis . Für das deutsche Recht besitzen aber n u r deutsche Rechts­
w ö r t e r diesen Schlüsselwert; alle lateinischen Überse t zungswor t e der f r ü h e n Zeugnisse 
sind von einer gefährl ichen Unzulänglichkei t . W e n n nun das deutsche W o r t »leihen« 
zwar verhä l tn i smäßig spät, dann aber in große r Streuungsbre i te auf t r i t t , so spricht die 
V e r m u t u n g nicht da fü r , daß es sich auch u m eine späte Ü b e r t r a g u n g des Begriffs auf 
vorhe r nicht darun te r fa l l ende Gegens tände handel t , sondern u mg ek eh r t da fü r , daß das 
»rechte« Lehen nicht alle Tatbestände er faß t , die schon in äl terer Ze i t mit dem deut ­
schen W o r t »leihen« hät ten bezeichnet w e r d e n können . Jedenfa l l s hat , w e r eine erst 
spätere A u s d e h n u n g des Lehnbegr i f fs von der vasallitischen Leihe her behaupte t , d a f ü r 
die Beweislast, und ihr ist bis heute noch nicht genügt w o r d e n . 

I m Sinne einer allgemeinen rechtlichen D e n k f o r m können wir also an das Rechtswor t 
»Leihe« anknüpfen , das, aus der germanischen W u r z e l Ha, lea = lassen, überlassen, den 
ganzen Bogen der Rechtswor te überspann t , welche die Ü b e r t r a g u n g einer abgelei teten 
Befugnis , eine Ermäch t igung , die A u s ü b u n g über t r agener Rechte z u m Gegens tand 
haben. Dabei braucht uns die meist kurzf r i s t ige Gebrauchsüber lassung von Fahrnis im 
täglichen Leben, das zeitlose Ins t i tu t des pr iva ten Rechtsbereichs, nicht wei te r zu 
beschäftigen. Schon i m m e r hat der Nachbar dem N a c h b a r n solche Gefäl l igkei ten er­

wiesen. Auch daß die Fahrnis­»leihe« zugleich das heute romanist isch eingeengte 
(mutuum) Dar lehn — auch das verzinsliche — deckt, braucht nur e r w ä h n t zu werden . 
Für die Geschichte der deutschen Rechtsverfassung sehr viel wicht iger ist die Landle ihe 
mit ihrer Vielfalt der F o r m e n — hinsichtlich ihrer Dauer , auf bes t immte oder unbe­
s t immte Zei t , als Zeit leihe, lebenslängliche oder Erbleihe, und mit ihrer rege lmäßig 
gegebenen Entgel t l ichkei t , die der Auf te i lung der G r u n d r e n t e dient, m a g sie die For­
m e n der Ert ragsbe te i l igung (wie beim al tnordischen Lehn auf Abrechnung oder beim 

Teilbau) , der festen Geld­ oder Natura lz inse oder auch der (nicht aus persönlicher 

Abhängigke i t geschuldeten) Dienst le is tungen haben l8>. 
Die bedeutsamste Quelle f ü r die V e r w e n d u n g des d e u t s c h e n Rechtswor tes »leihen« 

18) Zur Ergänzung ein Blick auf Miete und Pacht: Der für die Landüberlassung spezifisch 
gewordene, rechtssprachlich farblose Ausdruck »Pacht« ( = pactum), der sich gleichermaßen 
von der Leihe wie von der Miete abzusetzen beginnt, taucht zwar schon gegen Ende des 13. 
Jahrhunderts in Urkunden auf, hat seinen technischen Sinn aber erst in nachmittelalterlicher 
Zeit erhalten. Anfangs bezeichnet er die Erbleihc wie die Zeitleihe und namentlich jede Art 
von Zins. Mit der Leihe, die sie verdrängte, teilt die Pacht aber auch weiterhin die Variationen 
von der kurzfristigen Zeitpacht bis zur Erbpacht. Bei aller Beachtung der juristisch­technischen 
Einzelabwandlungen: wer einen ursprünglichen, wesensmäßigen Unterschied zur Leihe in 
einem obligatorischen Charakter der Pacht erblickt, ist über die systematischen Bemühungen 
gemeinrechtlicher, der römischen locatio conductio verhafteter Juristen nicht hinausgekommen. 
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(»Im« als Bezeichnung des Objek t s ) sind natürl ich die Rechtsbücher, die das W o r t 
recht eigentlich zum n o m e n ju r id icum gemacht haben. Sie haben es allerdings nicht 
geprägt , wie zahlreiche ältere, wenngleich vers t reu te E r w ä h n u n g e n dar tun ; das ahd. 
»lihen«, »lehan« erscheint schon in den Glossen des 8./0. Jah rhunde r t s , u n d z w a r f ü r 
foenus, praestatio, usura, questus, beneficium, praedium, feudum censuale, wie etwa 
Graff ausweist . Freilich w ü r d e es gewag t sein, auf solchen zufäl l igen Zeugnissen 
einen allgemeinen Begriff »Lehen« aufzubauen . Die Rechtsbücher haben aber das W o r t 
in Kategor ien gebracht wie: Mannlehen , rechtes Lehen, Erblehen , Burglehen u. a. D a ß 
sie dabei dem rechten Lehen, dem Erb l ehen u n d dem Burglehen als den A r t e n des 
Mannlehens ih r ganzes Interesse zuwenden , w u r d e schon bemerk t . Lehnrech t in diesem 
engeren, inst i tut ionellen Sinne ist aber nicht Leiherecht , sondern Vasallen­, M a n n e n ­
recht, j a nicht einmal Mannenrech t in vollem U m f a n g e — das Diens tmannen lehen bleibt 
beiseite. Genau betrachte t w i r d also n u r die ad hoc geschaffene u n d ad r em bezogene 
Vasallenbindung nach Begründung u n d W i r k u n g in persönlicher und dinglicher H i n ­
sicht behandel t . Auch die Lehngerichtsbarkei t ist nicht Leihe­, sondern Mannenger ich t s ­

barkei t . 

D a m i t fü l len Sachsenspiegel­ u n d Schwabenspiegel­Lehnrecht nicht einmal den 
feudum-BegiiS der Libri feudorum aus, wonach ein feudum oder beneficium non nisi 
in rebus soli aut solo cohaerentibus aut in his, quae inter immobilia co?nputantur, 
bestehen kann — wobei wir ergänzend gewiß daraus schließen dür fen , daß alle jeuda 
an solchen Gegens tänden (die Lehnsfäh igke i t des Beliehenen vorausgese tz t ) z u m 
Lehnrech t zu rechnen seien. 

Dennoch ist, rechtssprachlich, auch den Rechtsbüchern nicht n u r das rit terliche, das 

»manlike len« mit Mannschaf t , von dem der M a n n »Lehnrecht tun« m u ß , ein Lehen. 
Auch das Leihen »ane manscap to hoverechte« ist ebenso Lehen — Ar t . 63 Sachsenspie­
gel ­Lehnrecht sagt nur , das Diens tmannen lehen sei kein rechtes Lehen — und dem 
Schwabenspiegel ist auch das Zinsgu t ein Zins lehen, w ä h r e n d Eike es im Sachsen­
spiegel­Landrecht (II 21 § 2) noch un te r Lehen begreif t , im Lehnrech t allerdings den 
Ausdruck vermeidet . I m m e r h i n greif t auch bei den Lehnrechtsbüchern das Rech t swor t 
»Lehen« über die m i t Mannschaf t verzahn te Leihe hinaus — was durch U r k u n d e n u n d 

normat ive Rechtsquel len hunder t f ach bestä t ig t wird . 

Die alte Pacht ist nicht m e h r u n d nicht w e n i g e r schuldrechtl ich als die Leihe ; was spä te r L a n d ­
Pacht sein w i r d , ist hochmit te la l te r l ich G e g e n s t a n d de r Leihe . 

Das R e c h t s w o r t »Miete« , h e u t e nach deutschem pos i t ivem Recht die entgel t l iche G e b r a u c h s ­
übe r l a s sung einer nicht f r u c h t t r a g e n d e n Sache ( ande r s C o d e Civil A r t . 1703 ff. u n d Österreich. 
A B G B A r t . 1094!), taucht anfangs an versch iedenen O r t e n auf , b e d e u t e t im l angobard i schen 

e c h t das W i t t u m bei de r H e i r a t , im angelsächsischen das Bestechungsgeld , im deutschen zu ­
nächst d e n Diens t l ohn des Miet l ings . Von hie r gre i f t es, m i t de r n iede rdeu t schen »Heuer« k o n ­

r ' e r e n d , insbesondere auf die Schiffs­, W o h n u n g s ­ u n d H a u s m i e t e über , d a m i t die E r w e i t e ­
r u n g de r al ten s tädt ischen Zins le ihe auf n e u e N u t z u n g s f o r m e n u n t e r b r e c h e n d . 
* 9 ) E . F . GRAFF , A l t h o c h d e u t s c h e r S p r a c h s c h a t z ( 1 8 3 4 / 4 2 ) B d . 3. 
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III. 

Um die Spannweite der Denkform »Leihe« im Mittelalter nachzuzeichnen, reicht 
jedoch die Bedeutungsbreite des Lehensbegriffs der Rechtsspiegel keineswegs hin. Die 
deutsche Rechtssprache kennt das Wort seit alters her noch in manchem gänzlich 
anderen Bezüge. Ja, selbst im heute geltenden Recht hat es ein unvermutetes und von 
der Rechtsdogmatik bisher noch nicht zusammengefaßtes Ausmaß: außer vom roma­
nistisch eingeengten commodatum (Leihe) und mutuum (Darlehn) des Privatrechts 
sprechen wir vom »beliehenen« Unternehmer im Verwaltungsrecht, von der »Ver­
leihung« der Staatsangehörigkeit, akademischer Grade, Titel und Orden, des Berg­
werkseigentums, besonderer Wassernutzungsrechte, des Stadtrechts, der Rechtsfähig­
keit und dergleichen mehr. Das ist nicht bloß ein sprachlicher, sondern auch sachlicher 
Restbestand alten Rechts. In der Rechtsverfassung des Mittelalters spielt, wie allbe­
kannt, der Begriff der Verleihung eine noch viel größere Rolle. Da wir an das W o r t 
»Leihe« anknüpfen, erscheint es gerechtfertigt, endlich auch einmal zu prüfen, in 
welche gedankliche (nicht institutionelle!) Beziehung diese Erscheinungen zur lehn­
rechtlichen Leihe i. e. S. gesetzt werden können. 

Da wäre einmal die Bergwerksverleihung, als deren Gegenstand — wie noch nach 
geltendem Recht — das »Bergwerkseigentum«, d. h. nicht Sacheigentum, sondern das 
Abbau­ und Aneignungsrecht in fremdem Grund und Boden verstanden wird. Im 
Bergbau reicht die Kette der Verleihungen von der königlichen Regalverleihung bis 
hinunter zur Lehnhauerschaft der Bergarbeiter, der Frühform des bergrechtlichen Ge­
dinges 20>. Zunächst scheint sich die Übertragung des Bergregals abseiten des König­
tums an Fürsten, Klöster und Adel im gleichen Ausmaß nach Lehnrecht zu vollziehen 
wie deren übriger Erwerb von Hoheitsrechten. Dabei kann die Streitfrage, ob es sich 
hier um ein ursprüngliches oder um ein erst von den Staufern usurpiertes Regal han­
delt 2 1\ auf sich beruhen. Anders steht es mit der ehedem unter Achenbach, Arndt und 
Zycha22 ' streitigen Frage, was eigentlich ursprünglich Gegenstand des Regalrechts 
gewesen ist: die Verfügung über die Mineralien unmittelbar oder der Zehnt vom Er­
trage des Bergbaus, der seinerseits dem Grundeigentümer oder später, nach Ausbildung 
der Bergbaufreiheit, jedem mutenden Finder freigestanden habe. Die besondere 
Schwierigkeit liegt hier darin, daß der älteste Bergbau vorzüglich auf des Königs 
eigenem Land oder im eigentümerlosen, dem Bodenregal unterstehenden Gebirge be­
20) Daß der Begriff der Mutung, ein im Bergrecht bis ins einzelne ausgebildetes Institut, etwa 
aus dem Lehnrecht i. e. S. erst übernommen worden sei, ist eine durch nichts gerechtfertigte 
petitio principii. 
21) Ronkalische Constitutio de regalibus 1158. 
22) H. ACHENBACH, Das gemeine dt. Bergrecht (1871); A. ARNDT, Z. Gesch. u. Theorie d. 
Bergregals u. d. Bergbaufreiheit (1879) (2. Aufl. 1916); A. ZYCHA, D. Recht d. ältesten dt. 
B e r g b a u s bis ins 13. J h . ( 1 8 9 9 ) . F e r n e r ARNDT i n Z R G 23 ( 1 9 0 2 ) S. 112 f f . u n d Z R G 24 ( 1 9 0 3 ) 
S. 59 ff. u. 465 ff., ZYCHA ebda. S. 338 ff. 
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t r ieben w o r d e n ist. I m m e r h i n ist als w o h l sicher davon auszugehen, daß das G e w i n ­
nungsrecht selbst, als ein Fall des Beuterechts — nicht anders als beim Jagd­ oder 
Fischereirecht u n d vor allem auch beim sog. Bodenregal — Gegens tand des Bergregals 
War. Die argentarie der Ronkalischen Konst i tu t ion , die auri et argenti fodinae atque 
minerae stanni, cupri, plumbi et alterius cuiuscumque metalli ac etiam salis der Golde­
nen Bulle sind nicht der Z e h n t als Hohei ts recht , sondern das Berg w e r k — im s t rengen 
W o r t s i n n e — selbst. W e n n i rgendwo, dann ist beim Bergzehnt die A n n a h m e begründe t , 
daß er nicht dem allgemeinen Z e h n t g e b o t oder römischen Einr ich tungen entspr ingt , 
sondern ein Leihezins »nach bergwerks bruch und recht« 2^ ist. Verle ihungsobjekt ist 
also das Bergwerk , was von Hause aus nicht, wie im Laiensprachgebrauch heute , das 

sächliche U n t e r n e h m u n g s o b j e k t meint , sondern die bergbauliche Gewinnungs tä t igke i t . 
Auch »perchrecht« w i r d schon im 12. J a h r h u n d e r t verl iehen und mein t das Abbaurecht— 
handel t es sich doch in der Regel u m erst noch einzurichtende Betriebe, eine Parallele 
zur häuf igen Belehnung m i t einer noch zu e robernden Herrschaf t . Bei der regalen 
Dist r ik tsver le ihung der fodinae tarn inventae quam inveniendae in principatibus, terris, 
dominiis (GB Kap. 19) ist ebensowenig die mineral t rächt ige Abbaustel le das eigent­
liche Lehnsob jek t wie bei der niederen Feldes­, Schlag­, G a n g ­ oder Landver le ihung 
oder bei den Salinen die Quelle. Auch die Sachmittel, die Einr ich tung der G r u b e n , 
w a r e n nicht Leiheobjekt , da sie dem Beliehenen selbst gehör ten . Für das Bergrecht gilt 
hier, wie so of t im deutschen Recht , daß das bi ldhaf te gegenständliche Objek t , z. T . 
schon Sinnbild, f ü r das Recht steht , das durch das O b j e k t oder an ihm besteht . So w i r d 
eben auch, w e m eine Zol ls tä t te , ein M a r k t , eine Mühle , eine Fähre verl iehen wird , 
genau besehen das Recht, eine solche Einr ich tung anzulegen und zu betreiben, zuge­

standen. Ebenso gehör t dem Sälzer, dem eine ganze, halbe oder achtel P f a n n e z u k o m m t , 
in Wirkl ichkei t ein entsprechendes Siederecht, u n d das gleiche gilt selbstverständlich 
auch bei der Verle ihung eines Bergwerks , einer fodina, eines Schlages, H a m m e r s und dgl. 

Die bergrechtl iche Leihe ist stets und auf jeder Ebene Unte rnehmungs le ihe u n d hat 
immer das gleiche Objek t , m a g der Beliehene den N u t z e n daraus in eigener Regie 
ziehen oder das Unte rnehmer r i s iko auf Nachbel iehene abwälzen. Ers t die l andesher r ­
lich­fiskalische Rega lve rwa l tung seit der Blütezeit des mittelal ter l ichen Bergbaus be­
ginnt , über Bergmeister , Salinenämter u n d ähnliche eigene Funkt ions t räger sich nach 
unten vorzuschieben, in die Bergstädte, Gewerkschaf ten , zu regaler Verwer tung , O r d ­
n u n g und Organisa t ion der Arbei tsverhäl tnisse , u m schließlich beim ausgebildeten 
Direkt ionspr inz ip zu enden, das die U n t e r n e h m e r , G e w e r k e n u n d G r u n d h e r r e n zu 
Rentenbez iehern macht . D e r f inanzuntücht ige Staat des Hochmit te la l te rs ist den W e g 
voller Verle ihung gegangen. Das schloß nicht aus, daß der Z e h n t , die redditus ihrer ­
seits, ebenfalls Lehnsgegens tand w u r d e n , wie es eben bei der Ver l e ihung von Ein­
künf ten u n d Gefäl len üblich w a r . 

23) R. GMüR, Der Zehnt im alten Bern (1954) S. 157 f. 
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Die eigentliche Unte rnehmensve r l e ihung w a r stets Zins - u n d Zehnt le ihe , mögen 
ihre E m p f ä n g e r lehnsfähige G r u n d h e r r e n oder nicht heerschi ldfähige Bürger und Ge­
w e r k e n gewesen sein. Das Rechtsgeschäft ist das gleiche, mag es sich u m die Er laub­
nis zum selbständigen Betrieb eines ganzen Bergwerks handeln , u m eine einfache L eh n ­

hauerschaft , oder m a g wegen der regalherr l ichen Betr iebsorganisat ion f ü r den Be­
lehnten nur ein R e n t e n e i n k o m m e n übrigble iben *4>. Die Ausdrücke f ü r die Verleihung 
sind in lateinischen U r k u n d e n meist u n d rege lmäßig »concedere«, in deutschen U r ­
kunden »verleihen«. Gelegentl ich k o m m t sogar das W o r t »jus feodale« vor oder auch 
»rechtes Erb lehn« ; das Recht des Beliehenen besteht in «tenere et usuare«, in »niez-
zen«, und der Leiheher r hat die allem Lehen eigentümliche Pflicht, den Beliehenen 
in seinen Rechten zu schützen: » Wir sollen auch desselben Eisenbergwerks und der-
selben Lehenschaft Herr und Gewähr sein vor männiglich, nach solches Lehens Recht 
und Gewohnheit« 2s>. 

Auch das fündigs te Bergwerk stellt ein vergängliches Leiheobjek t dar, m a g seine 
Lebensdauer lang oder kurz sein. T r o t z d e m bildet das Erb lehn die Regel — «daß Wir 
verliehen haben dem NN und NN und iren Erben, sunen und töhtern ain perch-
werk ze rechten erblehen«^; beim ewig r innenden Salz f inden wir die Erbsälzer zu 
Werl , L ü n e b u r g u n d anderwär t s neben dem erblichen Arbei ts lehen des »Schöpfens«, 
d. h. des Einbr ingens der Sole in die Röhren le i tung ; die Lehnhauerschaf t des E r z ­
bergbaus konn te eine zeitliche oder eine Erblehenschaf t sein2?). 

Ein allgemeiner, aller Leihe eigener Grundsa tz , der nicht in einem persönlichen Ver­
hältnis, sondern im sachlichen der Leihe gründe t , ist die im Bergrecht besonders klar 
zum Ausdruck k o m m e n d e Pflicht zur Bauhaf tha l tung , d. h. zur pfleglichen Behand­
lung, zum Betrieb und zur N u t z b a r h a l t u n g des Bergwerks 2 8 ' . Ebenso r u h t nicht in einer 
personenrecht l ichen Beziehung, etwa einer Vasallität, der v o m Beliehenen zu leistende 
Eid, mit dem er zur get reuen E r f ü l l u n g seiner Pflichten gehal ten wird . D a ß alle diese 
Pflichten allein aus dem »dinglichen« Geschäft der Leihe r ü h r e n u n d r ü h r e n können, 
entspr icht im übr igen auch vo l lkommen der vasallitischen Bodenleihe; auch dor t er­

scheinen die v o m Lehngu t zu leistenden Dienste nicht als Ausf luß der Mannes t reue , 
sondern als neben ihr stehend, in der A n n a h m e des Gutes begründe t u n d besonders 
versprochen 2?>. 

24) Wie z. B. beim Salzbergwerk Thauer in Tirol, wo das Salinenamt die Ausbeute verwertete 
und die Arbeiter entlohnte, so daß nur der Überschuß dem Belehnten zukam; vgl. O. STOLZ, 
Anfänge d. Bergbaus in Tirol, Z R G 48 (1928) S. 207 ff. 
25) STOLZ, a.a.O., S. 245 (Urk. v. 1345). 
26) STOLZ, a . a . O . , S. 259. 
27) A. ZYCHA, Das böhm. Bergr. d. MA I (1900) S. 293; W . WEIZSäCKER, Sachs. Bergr. in 
Böhmen (1929) S. 118. 
28) ZYCHA, S. 312 ff.; WEIZSäCKER, S. 233 ff. 
29) HOMEYER, S a c h s e n s p i e g e l 2,2 S. 375 . 
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IV. 

Schon das Bergrecht stellt eine Gruppe von A r b e i t s l e h e n , worunter verliehene 
Arbeitsstellen zu verstehen sind. Für die begriffliche Erfassung der Denkform »Leihe« 
sind sie deshalb besonders instruktiv, weil ein mitverliehenes nutzbares dingliches 
Substrat bei ihnen fehlt oder j edenfall nicht essentiell ist. Ihr Hauptgebiet ist das 
mittelalterliche Gewerbe­ und Handwerkerrecht — wobei uns zuerst die officia und 
Ämter aus der Frühzeit des Bürgertums in Erinnerung kommen. Es steht hier nicht 
an, den einst so heißen Streit um die Entstehung der Zünfte aus der Asche wieder 
anzufachen, eine Fehde, die eigentlich schon seit Keutgens Buch über Ämter und 
Zünfte vom Jahre 1903 erledigt sein sollte. Es ist nicht nur eine Uberbewertung des 
hübschen demokratischen Gedankens der freien Einung, wenn noch heute bei den 
Rechtshistorikern der Ursprung der Zunft in der freien Einung gesehen wird — es ist 
dies (das gilt auch für Keutgen) auch eine Verkennung der Fragestellung. Die Bil­
dung der genossenschaftlichen officia, magisteria, Ämter und Zünfte ist kein isoliert 
zu betrachtendes, rein organisationsrechtliches Problem, vielmehr historisch wie be­
grifflich mit der Frage der Gewerbeberechtigung überhaupt verbunden, sei es des 
einzelnen Gewerbetreibenden oder des sie verwaltenden und zuteilenden Amts. Es 
'st die Denkweise des 19. Jahrhunderts, auch für das Früh­ und Hochmittelalter un­
geprüft von einer Art Grundrecht der Gewerbefreiheit auszugehen, das jedenfalls 
dem Freien zugestanden hätte, so daß nur die Frage des Zunftzwanges und der 
Organisationsgewalt entstünde. Es bedurfte in der Stadt, dem ständigen Markt, der 
Erlaubnis zum Gewerbebetrieb an sich, als einem Teil der Markterlaubnis. Soweit der 
Stadtherr der Frühzeit auch der Grundherr seiner Handwerker war und sie zum Markt­
werk freigab, tritt eine selbständige Gewerbeerlaubnis nicht zutage. Deutlich wird sie 
erst, wenn und wo — wie bald überwiegend und letztlich ausschließlich — nichtgrund­
holdige Handwerker erscheinen; hier wird die Verleihung des Gewerberechts, des 
officium (opificium) isoliert sichtbar. In beiden Fällen — sie gehen im Tatsächlichen ja 
meinander über — ist es ständisch naheliegend und bei der auf Zuwachs berechneten 
Stadt praktisch, das officium korporativ zu verleihen. Das Nähere übertrug der Stadt­
herr dem Amtsmeister. Das alles schließt aber nicht aus, sondern forderte geradezu 
heraus, daß die Amtsgenossen sich genossenschaftlich zusammenschlössen. Die »freie 
Einung« ist keine Antithese zum Amtsbegriff, sondern sein beinahe notwendiges Kom­
plement, dies jedenfalls insoweit, als die Verteilung und Verwaltung der korporativen 
Amtsbefugnis am besten bei den Genossen selbst aufgehoben erschien. Daher der 
häufig anzutreffendes Satz, daß man das Gewerberecht erwirbt, wenn man die 
»tnnunge« gewinnt, daß diese geradezu als »gratia vendendi, que vulgariter dicitur 
innmge<!3o) erscheint. 

3°) Braunschweig 1240, Br. UB I Nr. 4. 
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Mit dem ja nicht ohne Rückschläge erfolgten Durchdringen des Einungsgedankens 
war aber dem Spiel der Kräfte freier Raum geschaffen, zumal dort, wo die gewerb­
liche Sondereinung sich als integrierender Bestandteil der coniuratio der Gesamt­
gemeinde etablierte. Die Amtsmeister werden genossenschaftlich. Die Autonomisie­
rung des Gewerberechts entspricht der des Stadtrechts im ganzen. Dem autonomen 
Organ der Gemeinde, dem Rat, wird die Handhabung des Marktrechts übertragen. 
Je nach den außerordentlich unterschiedlichen örtlichen Entwicklungen nehmen die 
Handwerksämter aktiv daran teil; je nach der Stadtverfassung werden sie später den 
Rat bilden helfen oder von ihm in gleicher Weise abhängig bleiben wie einst unmittel­
bar vom Stadtherrn. Letzteres ist der Typ, der im Norden Deutschlands vorherrscht, 
wo denn auch nicht »die Zunft«, sondern »das Amt« weiterhin die Bezeichnung der 
vom oligarchisch­aristokratischen Rat abhängigen Handwerkerschaft bleibt. So er­
scheint hier auch, in der Zeit deutscher Rechtssprache, das Wort »Lehen« am häufigsten 
als synonym mit »Amt«. Nur selten zwar ging die lehnrechtliche Formensprache so 
weit wie bei den Gewandschneidern und den Knochenhauern in Lüneburg, deren 
Ämter des Rats »lenware« waren und in feierlicher Investitur gegen Leistung des 
Lehnseides vom Bürgermeister dem niedergeknieten Bewerber mit den Worten ver­
liehen wurden: »Solch Mannleben des Wandschnitts, als Ihr verlanget, damit beiebne 
ich Euch als mit einem rechten Mannlehen...« 3«), In der Sache war die Vorstellung, 
daß das Handwerksamt als Ganzes wie auch das individuelle des einzelnen Amtsgenos­
sen vom Rat zu Lehen ging, allgemein, in Köln wie in Braunschweig, Lübeck, Breslau 
oder Reval. Die Kieler Knochenhauer klagten noch im Jahre 1461 erfolglos gegen 
ihren Rat auf Feststellung, daß ihre Verkauf sscharren (lede) »ere erve wesen scholden«; 
das Lübecker Urteils2) erging dahin, daß »de Rad mach de knokenhouwer lede vor-
lenen dergeliken, bij also dat de genne, de dar mede vorlenet werden, schalen des amptes 
rechticheide don« — wobei wieder, wie üblich und uns schon im Bergrecht begegnet, 
das dingliche Substrat, der Fleischscharren, für das Gewerberecht steht,wie auch z.B. 
in Hameln der neue Gewandschneider nicht das Amt, sondern »die Schere« gewann. In 
Lübeck hießen gewisse Ämter, die Träger, Karrenfahrer und sonstigen Transport­
arbeiter, bis ins 19. Jahrhundert geradezu »die Verlehnten«»'. Besonders deutlich 
kommt der Leihecharakter bei den nicht in Ämtern vereinigten, einzeln konzessionier­
ten Gewerbetreibenden zum Ausdruck, für die sich im neuzeitlichen Kanzleistil allent­
halben die Bezeichnung »Konzessionisten« eingebürgert hat. Hierhin gehören die Bad­
stüber, Hebammen, Apotheker, Makler, Schobande, Hundeschläger, Butterhöker und 
dergleichen, dazu die handwerklichen Freimeister, denen der Rat aus individuellen 
Gründen — etwa wegen neuartiger, nichtzünftiger Kunstfertigkeiten, oder weil das 

31) E. BODEMANN, D. ält. Zunfturk. d. Stadt Lüneburg (1883) S. XXVI ff. 
3 z) Lübecker Ratsurteile, hrsg. v. W . Ebel, Bd. I (1955) Nr. 58. 
33) V g l . C. WEHRMANN, D . äl t . L ü b e c k e s c h e n Z u n f t r o l l e n ( 1 8 6 4 ) S. 26 f . ; v. LüTGENDORFF, 
Die Träger in Lübeck (1913). 
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vorhandene , geschlossene A m t gerade voll besetzt w a r usw. — zu arbei ten »verlehnte«. 
Gerade die Exis tenz u n d Mögl ichkei t solcher amts f re ien Freimeis ter — sie k o m m e n 

auch im »Zunf tgebie t« vor — beleuchtet die N a t u r der Ämterbe rech t igungen als ver ­
liehener Rechte: nicht selten geschah die Zulassung, weil die Z u n f t sich aus i rgend­
welchen G r ü n d e n weiger te , den N e u l i n g au fzunehmen . H ä t t e das A m t n u n die Ge­
werbegerecht igkei t aus eigenem Recht besessen u n d gehandhab t , so wäre f ü r eine 
Sonderver le ihung durch den R a t gar kein R a u m gewesen. 

Es möchte im übr igen scheinen, als ob die gewerberecht l ichen Z u s t ä n d e im Bereich 
der »Ämter« andere gewesen seien als in d e m der »Zünf te« . Indes im Süden ha t die 
Sozialentwicklung z w a r schon sehr f r ü h die gewerberecht l iche A u t o n o m i e der Stadt­
gemeinden und Z ü n f t e zur Folge gehabt — berei ts der N a m e »Zunf t« br ing t dies z u m 
Ausdruck —, die Ausgangsvors te l lung zur Ze i t der f r ü h e n officia aber ist gewiß die 
gleiche gewesen. H i n z u k o m m t , daß die Zunf t ro l l en , im N o r d e n (Amtsro l len) wie im 
Süden, ganz ähnlich wie die Stadtrechte, nur einen unvol ls tändigen Ausschnit t aus der 
rechtlichen Gesamts i tua t ion vermi t te ln . Sie sind sozusagen von innen heraus gesehen, 
im genossenschaftl ichen Rechtskreis, in welchem Freiheit , Rechtsgleichheit , E i g e n t u m 

und Erbrech t sein konnten , alles auf der hor izonta len Ebene des bürger l ichen Rechts 
gesehen, aber in W a h r h e i t n u r relativ. Auch w e n n die stadtrechtl ichen Quel len im 
Gebiet f r ü h e r Bürger f re ihe i t n u r von Gewerbe f r e ihe i t zu sprechen scheinen, lediglich 
gebunden durch genossenschaftl ichen Z w a n g und spezifisch obrigkeit l iche Kontro l le , 
sind doch die leiherechtlichen Beziehungen über die K o m m u n e hinaus nur verdeckt 
und zurückgedrängt . In den Städten sind die Vorste l lungen m o d e r n e r Hohe i t sgewa l t 
]a auch zuers t erwachsen. Dieser innenseit igen, relat iven, bürger l ichen Betrachtungs­
Weise ist aber noch die Ver le ihung der Gewerbegerecht igke i t an die Bürgergemeinde 
als Ganzes u n d durch sie an die officia u n d Ä m t e r h inzuzufügen , wie dies im N o r d e n 
sichtbar bleibt, w ä h r e n d es im Bereich der »Zunf t« in modernes Hohei t s rech t t rans­
f o r m i e r t erscheint. Diese theoret isch letztlich v o m König verl iehene Gerecht igkei t er­
scheint bei ihm als das Regal der Marktger ich tsbarke i t — wobe i w i r i m m e r i r regehen 
w e n n wir da run t e r nur die Strei tentscheidung vers tehen. 

Sozusagen als Gegenprobe sei es er laubt , kurz die Lage einzelner G e w e r b e einzu­
blenden, die nicht städtisch or t sgebunden waren . Hie rh in gehören die über te r r i to r ia len 
Z ü n f t e der Keßler , H ä f n e r , Spielleute und anderer Landfah re r . Eine ganze Anzahl von 
H e r r e n besaß v o m Reiche die sogenannten Keßler lehen 34) a l s Gerichtsbarkei t u n d 

Schutzvogtei bezeichnet, so die G r a f e n von Hohen lohe , die Pfa lzgra fen bei Rhein , der 
K u r f ü r s t von Sachsen u n d der von Brandenburg u. a.; teils gaben sie es als After lehen 
wieder weiter ; die H o h e n l o h e ü b e r t r u g e n die Gewerbegerecht igke i t der Keßle rzunf t 
selber. Das gleiche ta ten die G r a f e n v o n Hennebe rg , die das H ä f n e r h a n d w e r k v o m 
Reich zu Lehen t rugen , i ndem sie gewissen Personen das H ä f e n f ü h r e n , den H a n d e l mit 

34) F. HORNSCHUH, Aufbau u. Gesch. d. int. Keßlerkreise in Deutschland, 1930. 
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T ö p f e r a r b e i t a l so , i n e i n e m b e s t i m m t e n B e z i r k a f t e r l e h n s w e i s e ü b e r t r u g e n . B e i d e m a l 

s e h e n w i r d i e A u s s c h e i d u n g d e r G e w e r b e b e f u g n i s a u s d e r V o g t e i , d a s A u s l a u f e n e i n e s 

R e i c h s l e h e n s i n n i e d e r e r A r b e i t . B e i d e n S p i e l l e u t e n a m O b e r r h e i n b e s a ß e n d i e G r a f e n 

v o n R a p p o l t s t e i n G e r i c h t s b a r k e i t u n d V o g t e i als R e i c h s l e h e n , d a s sie d e m A n f ü h r e r 

d e r Z u n f t , d e m P f e i f e r k ö n i g , a ls A f t e r l e h e n w e i t e r g a b e n , a u c h h i e r d i e k o l l e k t i v e G e ­

w e r b e b e f u g n i s a n d i e Z u n f t z u r S e l b s t v e r w a l t u n g ü b e r t r a g e n d . A l s i n d i v i d u e l l v e r ­

l i e h e n e s A m t m a g a u s d e r L i t e r a t u r e r w ä h n t w e r d e n d a s G e w e r b e d e s A d e r l a s s e n s , 

d a s ratione feudi i m J a h r e 1 2 2 6 v o m K l o s t e r S t . M a x i m u s i n T r i e r v e r l i e h e n w a r . 

D a ß a u c h a u s d e r s t ä d t i s c h e n O b r i g k e i t e i n z e l n e G e w e r b e l e h e n h e r a u s g e n o m m e n se in 

k o n n t e n , z e i g t d i e M e t z g e r ­ u n d F l e i s c h h a c k e r e i z u A u g s b u r g , d i e e i n L e h e n d e r 

T r u c h s e s s e v o n W a l d b u r g w a r ; d i e s e l b e n E r b t r u c h s e s s e w a r e n a u c h m i t d e n R e c h t e n , 

d i e M a ß u n d G e w i c h t i n d e r S t a d t L i n d a u b e t r a f e n , m i t d e r A i c h e , d e m N u ß z u b e r u n d 

d e m R e i f , b e l e h n t 3 ' \ 

B e i z ü n f t i g e n w i e n i c h t z ü n f t i g e n G e w e r b e n z e i g e n sich a u c h i m ü b r i g e n d i e G r u n d ­

e l e m e n t e d e r L e i h e : d i e G e w e r b e b e f u g n i s k a n n w e g e n d a u e r n d e n M i ß b r a u c h s ( w o h i n 

a u c h w i e d e r h o l t e V e r s t ö ß e g e g e n M a ß u n d G ü t e g e h ö r e n ) w i e d e r e n t z o g e n w e r d e n . 

W e r h i e r , w i e b e i d e r A n s e t z u n g v o n F r e i m e i s t e r n , G e w e r b e p o l i z e i i m m o d e r n e n S i n n 

e r b l i c k t , r e p r o j i z i e r t j ü n g e r e V o r s t e l l u n g e n i n d i e V e r g a n g e n h e i t . U r s p r ü n g l i c h n u r 

a u f d i e P e r s o n v e r l i e h e n , g e h e n a u c h d i e A r b e i t s l e h e n , e i n e m i n d e r R e c h t s g e s c h i c h t e 

i m m e r u n d ü b e r a l l a u f t r e t e n d e n P h ä n o m e n g e m ä ß , d e n W e g z u r f a k t i s c h e n E r b l i c h ­

k e i t , w o b e i d a s g e n o s s e n s c h a f t l i c h e M o m e n t d e r A u f n a h m e d e s S o h n e s i n d a s A m t 

n a t ü r l i c h e i n u n t e r s c h i e d l i c h s t a r k e n t w i c k e l t e s E l e m e n t d e s E r b g a n g e s w i r d . B e i d e n 

K o n z e s s i o n i s t e n , b e i d e n e n es e n t f ä l l t , w i r d d i e e r n e u t e V e r l e i h u n g z u r H a n d ä n d e ­

r u n g s g e b ü h r , d i e d e r E r w e r b e r , E r b e o d e r K ä u f e r d e r G e w e r b e b e r e c h t i g u n g , a n d e n 

R a t z u z a h l e n h a t ; b e i d e n A m t s g e w e r k e n s t e h t n e b e n d e r A u f n a h m e i n d i e Z u n f t n o c h 

d i e g e b ü h r e n p f l i c h t i g e G e n e h m i g u n g d u r c h d e n R a t . M a n c h e r o r t s w e r d e n d i e A r b e i t s ­

l e h e n s c h l i e ß l i c h als V e r m ö g e n s s t ü c k e g e h a n d e l t u n d a n d e n N a c h f o l g e r t e u e r v e r ­

k a u f t 30. 

D i e I d e n t i t ä t v o n L e h e n u n d A m t h a t n o c h e i n e n w e i t e r r e i c h e n d e n S i n n . H i e r w i r d 

a u c h s p r a c h l i c h d e u t l i c h , w a s m a t e r i e l l j e d e r L e i h e i n n e w o h n t : d e r d e n E i g e n n u t z 

ü b e r d e c k e n d e u n d e i n g r e n z e n d e A u f t r a g , d i e v e r l i e h e n e B e r e c h t i g u n g n i c h t n u r p f l e g ­

l i ch , s o n d e r n a u c h i m S i n n e u n d I n t e r e s s e d e s L e i h e h e r r n a u s z u ü b e n ; d e r B e l i e h e n e 

h a n d e l t , w i e z u m e i g e n e n N u t z e n , s o a u c h i m e i g e n e n N a m e n , n i c h t e t w a als S t e l l v e r ­

t r e t e r — a l s o a n d e r s als n a c h u n s e r n V o r s t e l l u n g e n v o n A m t u n d B e a m t e r —, a b e r 

z u g l e i c h o f f e n atis a b g e l e i t e t e m R e c h t , a u f h ö h e r e L e g i t i m a t i o n , m i t e i n e r a u c h n a c h 

a u ß e n e r k e n n b a r g e b u n d e n e n B e r e c h t i g u n g . 

35) D i e v o r s t e h e n d e n Beispiele nach G . M . WEBER, H d b . d. Lehnrech t s (oben A n m . 16). 
36) So bei d e n Ros tocke r T r a n s p o r t g e w e r b e n (Träger , K a r r e n f a h r e r , S t r a n d f u h r l e u t e ) bis zum 
J a h r e 1869; vgl . EBEL, Die Ros tocke r T r a n s p o r t g e w e r b e usw. , V j s c h r S o z W G . 31 (1938) S. 22 ff. 
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V. 

Bergrecht l iche Ver le ihung u n d Arbe i t s l ehen sind n u r Exempe l , die, g e w i ß v o m 

R a n d e staat l icher M a c h t g e n o m m e n , lediglich deutl ich machen sollen, wie der Rechts ­
gedanke der Leihe auch in Lebens­ , Sozial­ u n d Rechtsbere ichen a u f t r i t t , die f u n k ­

t ionel l u n d ins t i tu t ionel l m i t d e m klassischen L e h n w e s e n u n d d e r Vasalli tät nichts zu 

t u n haben . U n d dennoch zeigen sie, u n t e r d e m Aspek t des sozialen u n d rechtl ichen 

G e s a m t g e f ü g e s gesehen, eine v o n e inem zen t ra len P u n k t herabre ichende Ket te , die 

durch die ( lehnrecht l iche i. e. S.) Adels sphäre hindurchre ich t u n d sich i m n iederen 

Bereich als U n t e r n e h m e n s ­ , G e w e r b e ­ ode r Arbe i t s l ehen fo r t s e t z t . 

Als dr i t t e s E x e m p e l m a g eine staatsrechtl iche Leihe be t rach te t w e r d e n , die — ähnlich 
wie die königl iche Bannle ihe — einersei ts offensichtl ich auße rha lb des vasalli t ischen 
Lehnrech t s s teht , andrerse i t s aber auch in d e r staat l ichen Sphäre verb le ib t , ja, die a m 
ehes ten im Verdacht b loß metapho r i s chen Sprachgebrauchs s tehen k ö n n t e . W i r spre­
chen davon , d a ß Stadt rech te »verl iehen« w o r d e n seien (und h e u t e noch w e r d e n ) . D a ß 

dies kein neuzei t l icher Wissensc l ia f t s te rminus , sonde rn que l l enmäß ig ist, k a n n nicht 

bezwei fe l t w e r d e n . Allerd ings erscheinen die d e u t s d i e n nomina n a t u r g e m ä ß spät, da es 

sich meis t u m K ö n i g s ­ o d e r F ü r s t e n u r k u n d e n hande l t . So spricht z .B . der Freihei tsbr ief 

von Salzwedel v o m J a h r e 1273 davon : »Wy don witlyk..., dat wy williken geven 

unde ewichliken lyen der vorsproken stad dyt recht, als hijr nascreven steh«. D e r Stadt 

Aachen w e r d e n i. J . 1407 v o n K ö n i g R u p r e c h t die Privi legien , H a n d f e s t e n , Rechte u n d 
Briefe bestä t ig t , »usgenomen ob kunig Wentzlaw in etwaz nwwes verluhen bette«. 

D e r Stadt Düsse ldor f bes tä t ig t W i l h e l m v o n Jül ich i. J . 1371 »yre Privilegien, so wie 

yn die van unsen vurfarn gegeven, verlient und besiegelt synt«; die H a n d f e s t e W i n ­

nens v o n K n i p r o d e f ü r D a n z i g v. J . 1378 besagt : »... verlie wir und geben den vorge­

nanten unser Stadt Danzig inwonern und eren nakomelingen ewiclichen Cohnisch recht 
und gericht«; im Hochmei s t e rp r iv i l eg der Stadt A r n s w a l d e ( N e u m a r k ) v o n 1440 he iß t 

es: »darüber geben und vorleyhen wir der vor gen. stat... das recht, das die stat Anger­
mmde gebrucket...«, u n d so viele andere37). D a w i r nicht a n n e h m e n d ü r f e n , daß die 

Rech t sna tu r der R e c h t s b e g a b u n g sich v e r ä n d e r t u n d in R i c h t u n g auf eine Leihe ers t 

spät entwickel t ha t , r ech t f e r t ig t sich ein Blick auf die en t sp rechenden lateinischen Aus­
drücke. H i e r f inden wir , w i e bei der Bergwerksve r l e ihung , das »concedimus« als 

hauptsächl ichste F o r m . D a s Klein­Basler Rudo l f sp r iv i l eg v o n 1285 m a g hier f ü r alle 

s tehen, w o es he iß t : libertates, gratias, immunitates etjura concedimus. O b »verleihen« 

u n d concedere hier eine Leihe im Red i t s s inne dars te l len , h ä n g t zunächst d a v o n ab, o b 

Stadt rech te ü b e r h a u p t ver le ihbare G e g e n s t ä n d e sein k o n n t e n , sub jek t ive Berech t igun­
gen also, die e inge räumt , gegebenenfa l l s w i e d e r en tzogen w e r d e n k ö n n e n u n d aus 

37) Die Beispiele aus H. G. GENGLER, Cod. jur. munic. medii aevi Bd. I (1867) und (betr. Salz­
We<W) aus GENGLER, Dt. Stadtrechte d. MA. (1852). 
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abgeleitetem Recht wahrgenommen werden. Kann man das von objektiven Rechts­
normen sagen, die an einem bestimmten Ort, in einer bestimmten Gemeinde Geltung 
haben sollen? Hier sei nun zunächst daran erinnert, daß die Stadtrechtsprivilegien zu­
vorderst immer auch in unserm Sinne echte subjektive Berechtigungen verleihen: liber-
tates, gratias et immunitates, Gerechtigkeiten und Freiheiten, Einkünfte, Herrschaft 
und Gerichtsbarkeit über Strom und Weichbild, Zoll und Waage, Freiheit vom Land­
gericht, vom Zweikampf und dgl. mehr. Und wenn einer Stadt die jura einer anderen 
verliehen werden, so gehören im Zweifel und grundsätzlich (sofern nicht aus tatsäch­
lichen Gründen unübertragbar) auch diese subjektiven jura, justiciae et libertates dazu. 
Aber nicht sie allein, sondern auch die Geltung objektiven Bürgerrechts, sei es eines 
scheinbar vom Stadtherrn bestimmten oder eines von den Bürgern autonom gewählten, 
steckt in der Verleihung des Stadtrechts, und zwar an erster Stelle. Normatives, objek­
tives Recht kann nun freilich nicht zum Gebrauch »verliehen« werden. Das unter 
Bürgern geltende, gewillkürte Stadtrecht im eigentlichen Sinne, seinem Ursprung nach 
rechtsgeschäftlichen Charakters, erst später zur objektiven Norm geworden, kann von 
anderen (den Bürgern der Tochterrechtsstadt) nur übernommen, in toto gewillkürt 
werden 38). Verliehen werden kann aber das Recht (die Berechtigung), dieses Recht zu 
haben, das Recht auf Anerkennung dieses gekürten Rechts, d. h. seines Gebrauchs, 
durch Dritte, durch Gerichte und fremde Herren. »Cum consules et unversitas civitatis 
Rozstoch... nobis et nostris heredibus homagium fidelitatis et hui dam legitime 
fecerint, nos... ipsis et eorum successoribus in perpetuum concedimus omnes libertates 
et proprietates ac integritatem juris Lubicensis... (1323) J3>. Von hier kommen auch 
jene frühen Stadtrechtssätze wie derjenige des ältesten Soester Rechts, wonach, wenn 
irgend jemand das Recht der Stadt angreifen würde, die Bürgermeister, der Rat und 
notfalls die ganze Gemeinde »jura sua et consuetudines antiquas tactis sanctorum reli-
quiis obtinebunt« Dieser nach außen gerichtete Gebrauch wird als Besitz des Rechts 
betrachtet, ist eine subjektive Gerechtigkeit, eine verleihbare Freiheit. 

VI. 

Wie ausgeführt, stellt das deutsche Rechtswort »leihen« (Lehen) den Ansatzpunkt 
unserer Betrachtung. Da wir indes beim Bergrecht, Gewerberecht und Stadtrecht 
gleichmäßig das lateinische concedere als häufig verwendetes Übersetzungswort ge­
funden haben, sei eine kurze Bemerkung über dieses Wort eingeschoben, das eine 
gewisse grundsätzliche Aufmerksamkeit verdient. Das ungemein häufige Vorkommen 

38) Ü b e r diese Frage habe ich in m e h r e r e n Schri f ten gehande l t , auf die hier ve rwiesen w e r d e n 

m u ß : Die W i l l k ü r (1953); Geschichte d. G e s e t z g e b u n g in Deutsch land (2. A u f l . 1958) S. 20 ff., 

5 3 « . 
39) Pr iv . Heinr ichs d. L. von M e c k l e n b u r g f ü r Rostock, Meckl . UB. V I I N r . 4449. 
40) Soest, ältestes StR A r t 63, KEUTGEN, U r k . z. s tädt . V e r f . Gesch. S. 144. 
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dieses W o r t e s ist j edem His tor iker bekannt u n d es stellt sich in j edem A n w e n d u n g s ­
falle, angesichts seiner klassischen Bedeutung als »einräumen, zugestehen«, das Pro­
blem seiner Uberse t zung bzw. Rücküberse tzung. D a ß es sich in der Verb indung als 
»in beneficium concessimus« (wie im österreichischen Privi legium minus von 1156) 

oder »in feodum concessimus« überal l findet, ergibt noch keinen selbständigen Rechts­
w e r t des Wor te s . Ebenso häuf ig findet es sich aber ohne jeden Zusa t z dor t , w o ebenso 
unzwei fe lha f t »verleihen« gemeint ist. Als Beispiel mögen die böhmischen Belehnungen 

stehen: bei der Königse rhebung O t a k e r Pfemys ls I. von 1198 heißt es, wie 1216 er­
neut , »regnum Boemiae ei concedimus (dazu 1198: Jus quoque investiendi episcopos 
sibi concedimus); im Jah re 1158 w i r d Wlad i s l aw II . nicht mit dem regnum, sondern 
mit dem circulus belehnt , der in den erzählenden Quel len immer Corona genannt wird , 
und von dieser rein weltl ichen Kronver l e ihung ( f ü r die ein kirchlicher W e i h e a k t nicht 
bekann t ist) heißt es: » Wladizlao... circulum videlicet gestandi concessimus« 4lh 

W e n n aber das lateinische »concedere« in solchen eindeut igen Fällen der Belehnung, 
die sich ungemein leicht v e r m e h r e n l ießen, den gesamten Rechtsinhal t der Leihe z u m 

Ausdruck br ingen kann«2), w i r d m a n vielleicht die Behaup tung wagen können, daß es 

im Z w e i f e l die V e r m u t u n g f ü r sich hat , diesen Rechtsgehal t auch ausdrücken zu 
sollen. Jedenfal ls w i r d man an diese juristische Bedeu tung zu denken haben, ehe m a n 
einen anderen oder gar keinen Rechtsinhal t dar in erblickt. Welchen Einf luß dies auf die 

D e u t u n g mancher U r k u n d e haben könnte , ist indes hier nicht wei te r zu verfolgen. Als 
Beispiel m a g lediglich das Statutum in favorem principum von 1231/32 genann t sein, 
dessen E r n e u e r u n g von 1232, offensichtlich das Heinrichsprivi leg von 1231 insowei t 

korr ig ierend, sich selbst als concessio bezeichnet 43). 

V I I . 

Auch in seinem gesicherten A u s m a ß weist der Leihegedanke eine solche Streuungs­
brei te auf, daß es schwierig erscheinen mag, zu einem allgemeinen Vorstel lungsinhal t 
Z u gelangen, w e n n wir die so verschiedenart igen Leihobjek te überblicken — v o m 
Grunds tück über das G r a f e n a m t , über Gericht und Krone , W a p p e n u n d Stadtrecht bis 
zum Arbei tsplatz . Natür l ich hat auch im D e n k e n des Mittela l ters die E i n b e t t u n g der 
emzelnen Leiheverhäl tnisse in die verschiedenen Lebens­ u n d Sozialbereiche — zumal 
bei dem m i t Vasallität ve rbundenen Rit ter lehen — eine typenbi ldende, inst i tut ionell 

differ ierende Bedeu tung gehabt . W i r haben uns jedoch hier, u m die geschichtliche 

41) Hierzu vgl. W . WEGENER, Böhmen/Mähren und das Reich im Hochmittelalter (1959) 
msbes. S. 55 ff. u n d 9 4 ff. 
42) Beiläufig bemerkt sei, daß selbst die private Grundstücksleihe einfach »concedere« genannt 
W l f d , so z. B. im Kölner Schreinsbuch (Ausg. PLANITZ/BUYKEN, [1937]) Nr. 843. 
43) Friedrichspriv.: Concedimus igitur, quod idem rex filtUS noster noscitur concessisse, ac 
perpetue confirmacioni donamus, statuentes ... Heinrichsprivileg: Statuentes... 
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Rolle der Denkform »Leihe« herauszuarbeiten, eben auf eine isolierte Betrachtung der 
sogenannten dinglichen Seite des Lehens beschränkt. In diesem Rahmen sollte aber der 
Versuch, einen einheitlichen Rechtsgehalt der Leihe zu erkennen, als nicht ganz un­
fruchtbar erscheinen. 

Hier tritt als wesentlichste die Frage nach dem Leiheobjekt auf, da sie das Ganze in 
die zwei Gruppen der Sachleihe (in der Gestalt der Bodenleihe) und der Rechtsleihe 
(Ämter und andere Berechtigungen) zu zerlegen scheint. Die Verschiedenheit der 
Gegenstände ist denn auch die Voraussetzung für die eingangs erwähnte Lehre von der 
Entwicklung der Amtsleihe aus der Behandlung des Amtes als Pertinenz des Amts­
gutes geworden. Eben zur begrifflichen Erfassung der Bodenleihe als Sachleihe haben 
wir aber kritische Vorbehalte zu machen. Es ist nicht zu verkennen, daß wir beim Be­
griff »Sachleihe« von unserm heutigen Begriffspaar »Eigentum« und »Besitz« auszu­
gehen pflegen. Ausgesprochen oder nicht, setzen wir voraus, daß der Leiheherr (jeden­
falls der oberste) der Eigentümer des Lehnsobjekts, der Beliehene bloß Besitzer sei, 
mögen wir auch für das Mittelalter im Begriff der Gewere ein gegenüber dem heutigen 
Besitz stärkeres Recht sehen. Das Eigentum aber ist uns dabei — zumindest uneinge­
standen — immer das Verfügungsrecht über die Substanz der Sache, also Substanz­
eigentum. Damit stellt sich auch das Recht des Beliehenen als stubstantielle Teilhabe 
am Substanzeigentum des Leiheherrn dar. 

Unserer Vorstellung von einer Sachleihe liegt der römische Begriff des dominium, 
des Eigentums, zugrunde. Die Gewere des Beliehenen haben allerdings die mittel­
alterlichen Juristen noch nicht als possessio zu charakterisieren gewagt; sie schufen 
dafür, wie bekannt, in analoger Anwendung des dem römischen Emphyteuta und 
Superfiziar zugeschriebenen dominium utile, das Untereigentum (dominium utile) des 
Belehnten — gegenüber dem dominium directum des Leiheherrn 44), Begriffe, die 
unserm heutigen Rechtssystem wieder fremd geworden sind. 

Allein dieser Eigentumsbegriff war nicht der germanische. Er bedeutete bereits eine 
Begriffsveränderung, eine Transformation altrechtlicher Vorstellungen in die von der 
oberitalienischen Jurisprudenz und ihren deutschen Epigonen zur Herrschaft gebrachte 
rechtliche Begriffswelt — eine Begriffswelt, der allerdings in dem Maße die Zukunft 
gehörte, als die archaische Adelswelt mit ihren Rechtsbegriffen unterging. Derlei ge­
schah auf mancherlei Gebiet; denken wir zum Beispiel daran, daß diese Juristen mit 
den aus dem Sippenrecht erwachsenen Bindungen, dem Erbenwart­ und Beispruchs­
recht, nichts Besseres anzufangen wußten, als sie zu obligatorischen, gegen den Eigen­
tümer gerichteten Ansprüchen oder bestenfalls als jura in re aliena zu erklären. 

Das germanisch­deutsche Sachenrecht baut nicht auf einem dem römischen dominium 
entsprechenden Eigentumsbegriff auf, und so ist auch der römisch­rechtliche Gegen­
satz von dominium und jura in re aliena nicht anwendbar. Das Eigentum steht nicht 

44) Vgl. hierzu O. v. GIERKE, Dt. Privatrecht II S. 368 ff. 
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über , sondern neben den anderen, ihrer N a t u r nach ihm gleichartigen Sachenrechten 
(Leibzucht , Satzung, Leihe, ja Miete und Pacht) ; ihr aller Wesen liegt darin, daß sie 
sich durch eine G e w e r e an der Sache, an der sie bestehen, verwirkl ichen 1 " ' . Sie sind n u r 

G r a d e eines und desselben Herrschaf tsrechts ; das E i g e n t u m ist das jus rem in per-
petuum in dominio et potestate habendi, die Leibzucht das jus rem quamdiu vixero in 
potestate et dominatione habendi*®. Das Recht an dem, was m a n zu Eigen (proprietas, 
nach der H e r k u n f t auch hereditas, Erbe , als freies Einzeleigen im Gegensa tz zu Ge­
samtgut oder [später] zu Lehen auch Allod) in dominio et potestate hat , kann wieder , 
auch infolge rechtsgeschäftlicher Abmachung , begrenz ten U m f a n g haben — weshalb 
denn auch von Leibzuchtseigen oder Zinseigen gesprochen w e r d e n kann oder könig­
liche Benefizien j e m a n d e m in proprietatem diebus vitae suae vergeben werden47). D e r 
die verschiedenen G r a d e und Titel überspannende einheitliche Grundbegr i f f des 
Sachenrechts ist das in der G e w e r e sich realisierende dominium, die H e r r s c h a f t übe r 
den Gegens tand . Dieses dominium ist keineswegs mit dem römischen dominium, der 

proprietas, identisch — die seit dem 13. J a h r h u n d e r t einsetzende Gleichstel lung hat 
die Lehre v o m O b e r ­ und U n t e r e i g e n t u m ermöglicht . Die Herrschaf t , dominium im 

Wor t s inne — ein Rechtswor t , das keineswegs eine Staats­ oder hoheitsrechtl iche Be­
schränkung fo rde r t* 8 ' —, ist bei Grunds tücken kein die Substanz ergre i fendes Recht, 
sondern eine in vielerlei über t r agba re Einzelteile spaltbare, alle Arten , je nach Ge­
legenheit wande lba ren N u t z u n g e n umfassende Gewal t . Die Herrschaf t über ein Stück 
Bodenfläche kann, ohne ihr Wesen zu ändern , unmi t t e lba re natürl iche N u t z u n g sein 
° d e r mit te lbare , aus Abgaben oder Diensten, u n d sie kann beides zugleich sein, in ver ­
schiedener H a n d . D e r fundamen ta l e Unterschied zwischen dem Recht der Fahrnis und 
des Bodens im germanischen Recht be ruh t zut iefs t darauf , daß das als »Haben« 

bezeichnete Recht an der Fahrnis gegenständliche Innehabung bedeute t , das Recht am 
Grunds tück aber keines an der Bodensubstanz, am E r d k ö r p e r , sondern N u t z u n g und 
Herrschaf t im oberirdischen R a u m ist*9 ' . N u r mit ihrer N u t z u n g , nicht (wie die Fahr ­
n i s ) mit ihrer Substanz nehmen die Grunds tücke am Rechtsverkehr teil ' o ) . 

45) Vgl. hierfür A. HEUSLER, Instit. d. dt. PrivR. II S. 16 ff. 
4 6 ) HEUSLER, a. a. O . 
47) HEUSLER, a. a. O. S. 17 Anm. 17; HüBNER,, Grdz, d. dt. PrivR. 4. Aufl. (1928) S. 222; 
GIERKE, Dt. PrivR. II S. 359. 
48) Vgl. Hierzu O. v. GIERKE, Dt. PrivR. II S. 356 f.; HEUSLER, Institutionen II S. 48 f.; 
anders R. SCHRöDER, Dt. Rechtsgeschichte (5. Aufl.) S. 604, Anm. 12. 
49) Daraus ergibt sich auch die systematische Einordnung des Bergbaurechts und der übrigen 
soS­ grundherrlichen Regalien. Nach h. M. gelten sie als »Abspaltungen« des Grundeigentums, 
^ u dessen Inhalt sie urtümlich gehört hätten (so insbes. O. v. GIERKE). Die Richtigkeit dieser 
^utrassung hat schon A. HEUSLER (Institutionen I S. 369 f.) mit Recht bezweifelt; ähnlich 

• THIEME in Z R G 62 (1942) S. 79 ff. M. E. ist das Bergbaurecht, wie auch das Jagd­ oder 
*ischereirecht, ein Fall des Beuterechts. 
5°) So treffend R. HüBNER, Grdz. d. dt. PrivR. S. 163. 
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Indem wir aber die Verwendbarke i t des Begriffs »Eigentum« (im heut igen Sinne) 
f ü r die rechtliche Er fas sung der Bodenleihe bestrei ten, lösen wir uns auch von der Vor­
stellung, daß Bodenleihe = Sachleihe sei u n d Ämter le ihe = Rechtsleihe, beide also 
verschiedene Rechtsgebilde. Alle königlichen Rechte — das W o r t »Regal« deutet ja nur 
auf die Zus tänd igke i t — sind i h rem Inhal t nach Herrschaf t , gleichermaßen bei der 

Bodenleihe wie bei der Amtsleihe. Allen Lehnsob jek ten gleichmäßig eigen, weil eben 
Herrschaf t ih r eigentlicher Gegens tand , ist aber die Inves t i tur als Geschäf t s form der 
Ü b e r t r a g u n g . D e r Satz der libri feudorum, daß ein feudum nur in rebus soli aut in his, 
quae inter immobilibus computantur, bestehen könne, könnte ebensogut lauten: n u r 
an Rechten, die durch Inves t i tur über t r agen w e r d e n können . D a ß das eine Lehnsobjek t 
mansus genannt wird , andere ducatus, advocatia oder molina, ist eine N o m e n k l a t u r , 
die am Gegens tand or ient ier t ist u n d diesen f ü r das Recht setzt; ob »perchreht« ver ­
liehen wird oder »perchwerk« oder »fodina«, besagt allemal dasselbe. Bei der Ver­

le ihung einer Fähre wird keineswegs eine Sachleihe über das Fährschiff vorgenommen , 
auch w e n n ein solches schon vorhanden ist entsprechend ist auch das Eigenturn , die 
proprietas an den Baulichkeiten des Bergwerks nicht Gegens tand der bergrechtl ichen 
Verleihung. U n d u m g e k e h r t betraf die sogenannte Bodenleihe durchaus nicht immer 
G r u n d und Boden, der sich schon in der proprietas, ja ü b e r h a u p t in effekt iver N u t z u n g 
und K u l t u r befand , sondern of t auch u n b e w o h n t e Wildnis oder noch zu gewinnendes 
Land. Dennoch w i r d solches Land als Land und nicht ein Okkupat ionsrech t verl iehen. 

Ist also die Herrschaf t , die N u t z u n g s ­ und Rechtsausübung — unterschiedlich nach 

A r t und U m f a n g — das eigentliche O b j e k t der Leihe, so ist auch bei der Bodenleihe 
z w a r möglich, aber keineswegs erforder l ich, daß der Verleihende das dominium aus 
dem Rechtst i tel der proprietas, des Eigens, besitzt. Da die Bodenleihe recht eigentlich 
Rechtsleihe ist, kann der Verleiher ein dominium verleihen, das nicht auf dem Rechts­
titel des Eigen und E r b e beruh t , sondern etwa auf dem des Lehens; das zu verleihende 
domin ium ist auch bei der Weite rver le ihung das gleiche wie bei der Leihe aus Eigen. 

Schon aus dem bisher Gesagten rechtfer t ig t sich eine — zunächst rechtssprachliche — 

Feststellung: die verbre i te te u n d übliche Bezeichnung des Königs als »Obereigen­
tümer« aller Lehen ist in j edem Falle mißverständl ich und schief. G a n z besonders f r ag ­
w ü r d i g ist sie aber im Hauptbere ich aller v o m König ausgehenden Lehen (Verleihun­
gen) , nämlich der jenigen, die aus R e i c h s g u t her rühren . W e r woll te behaupten , das 
Reichs­ oder K r o n g u t sei jemals Eigen und E r b e des Königs gewesen! Schon die karo­
lingischen U r k u n d e n lassen eine — gelegentlich freilich recht unzulängliche oder auch 
in Verdunkelungsabsicht b e w u ß t verschleierte — grundsätzl iche Untersche idung von 
Hausgu t einerseits und Krön­ , Fiskal­ oder Reichsgut andrersei ts erkennen; seit den 

51) Etwas anderes ist die Verwendung des Steuerruders als Belehnungssymbol (v. KüNSSBERG, 
Fährenrecht u. Fährenfreiung, ZRG. 45 [1925] S. 154); das gehört zu den Gegenstandssymbolen 
des Lehnrechts, wie Stirnreif, Schwert und Fahne (hierüber MITTEIS, Lehnrecht S. 506 ff.). 
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sächsischen Kaisern wird sie zur reinlichen Trennung Dem praedium oder der res 
proprietatis bzw. hereditatis nostrae steht die res fisci publici, fisci regalis nostri, die 
res publici juris nostri, res juris regii, res juris regni nostri oder schlechthin res juris 
nostri gegenüber. Allerdings bedeuten diese mühsamen terminologischen Versuche 
noch nicht, daß in der Rechtsvorstellung der Zeit ein unpersönlicher Träger der Staats­
gewalt und des Staatsvermögens, ein Fiskus oder Regnum als juristische Person, als 
Institution, existierte, deren Organ der König nur gewesen wäre. Zunächst heißt dies 
nur, daß der König über die verschiedenen Vermögensmassen sein dominium zu ver­
schiedenem Recht ausübte, bei der einen aus dem Rechtstitel des Eigen und Erbe, bei 
der andern aus dem Titel seines regnum, seiner Königsgewalt. Nur zögernd erst leiten 
symbolgebundene (Thron, Krone, Bild vom Staatsschiff) rechtliche Hilfsvorstellungen 
von einer mit dem König nicht sterbenden, transpersonalen Herrschergewalt (regnum) 
zum institutionellen Staatsbegriff über 53), allerdings nicht ohne erst noch — zwar nidit 
im Reich, wohl aber in den Territorien — den weiten Umweg über den Absolutismus 
zu gehen. 

VIII. 

Nicht die Gegenstände der Leihe sind, wie schon eingangs gesagt, für die Abgren­
zung des Lehnrechts i. e. S. maßgeblich, sondern die Zugehörigkeit des Beliehenen zur 
Heerschildordnung. Innerhalb dieses Bereichs bilden die vasallitischen Reiterlehen 
einen engeren Kreis. Nur die vasallitätsrechtliche, nicht die leiherechtliche Seite unter­
scheidet die erst von den Rechtsbüchern so genannten »rechten« Lehen von den Dienst­
mannenlehen, deren Inhaber in einer vom beneficium unabhängigen Mannschaft stehen. 

Die Leihe als Titel der Herrschafts­, Nutzungs­ und Rechtsausübung erstreckt sich 
aber über den — weiteren — Kreis des Lehnrechts im Sinne der Lehnrechtslehre (mit 
den Rechtsbüchern angefangen) hinunter bis in die Lebensbereiche des kleinen Mannes. 
An den Orten des Gewerbefleißes, in Städten und Bergwerken, die am Ende regaler 
Verleihungen stehen, wird dies besonders deutlich. In solchem Falle kann eine recht­
liche Transformation vor sich gehen, wie ja überhaupt die Herrschaft als eine Mantel­

52) Die verbreitete, von G. WAITZ, VerfG. IV2 S. 5 ff., VIII2 S. 241 ff. aufgestellte, von 
H. NIESE (Verwaltung d. Reichsgutes im 13. Jh. [1905] S. 4 ff.), A. EGGERS (Derkönigl. Grund­
besitz im 10. u. begin. 11. Jh. [1909] S. 4 ff.) u. a. übernommene Ansicht, eine Unterscheidung 
t i s c h e n Staatsgut und Hausgut habe es in der ganzen fränkischen Zeit nicht gegeben, sollte 
^'gentlich schon durch A. KERRLS fleißige Arbeit: Uber Reichsgut u. Hausgut d. dt. Könige d. 
ruh. MA. (Diss. phil. Tüb. [1911]) berichtigt sein. Daß die Unterscheidung bei den Mero­

^ n g e r n fehlt, dürfte weniger dahin zu deuten sein, daß sie den fiscus als ihr Privatvermögen 
betrachteten, als im Gegenteil dahin, daß der König germanischen Stils sozusagen keinen privat­
r e *t l ichen Charakter besaß. 
53) Vgl. hierzu jetzt H. BEUMANN, Zur Entwicklung transpersonaler Staatsvorstellungen, in 

a s Königtum (Vortr. u. Forsch. III [1956]) S. 186 ff., mit weit. Lit. 
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f o r m solche inst i tut ionell-rechtl ichen Veränderungen in sich schließt. W i e aus der Ver­
le ihung des Bergregals am E n d e der devolut iven Ket te eine simple Lehnhauerschaf t 
w e r d e n kann, ve rmag aus der Reiterdienst le ihe bei Wei te rver le ihung eine Zinsleihe zu 
werden , die ja ü b e r h a u p t das letzte Glied in der Leiheket te zu sein pflegt . D a r u m aber 
sind — im R a h m e n des mittelal terl ichen Rechtssystems — die sogenannte bäuerliche 
Zinsleihe und das ri t terliche Lehen nicht zwei nebeneinanders tehende Rechtsgebilde, 
zumal ja auch bei Adelslehen die Leis tung des Beliehenen in Zins bestehen konnte , 
w o f ü r die Beutel­ und Küchenlehen bekannte Beispiele sind. D a ß gewisse Gegens tände , 
nämlich Burgen, Städte, Gericht und Dienst nach Ar t . 60 Ssp. L e h n R . nicht zinsleihe­
fäh ig sind, bestät igt als A u s n a h m e die Regel. 

Nach Wesen und U m f a n g steht f ü r die rechtsgeschichtliche Bedeutung des Begriffs 
»Leihe«, auch ungeachtet der Heerschi ldpyramide , die letztinstanzliche Her le i tung 
»vom Reiche« an über ragender , pr imäre r Stelle. Die Leihe aus Eigen stellt sowohl 
nach ihrer Rechtsgestal t wie nach ihrer geschichtlichen Bedeu tung eine Nebenerschei ­
n u n g dar. D a r ü b e r darf die Z a h l von U r k u n d e n über Güter le ihen dieser A r t nicht 
täuschen, wie sie ja ü b e r h a u p t geeignet ist, über das Gewichtsverhäl tn is zwischen den 
Guts lehen und den großen politischen Leiheverhäl tnissen i rr ige Vorste l lungen zu er­
wecken. Nicht die Herrschaf t über jeweils einige mansi u n d mansionarii, wenngleich 
hunde r t e Male verl iehen u n d bezeugt , macht die Rolle der Leihe in der deutschen 
Rechtsgeschichte aus, sondern die Lehen von Duka ten , Grafschaf ten , Vogteien, Re­
ga l i en^) . U n d so g r o ß auch die Zah l der aus dem Reservoi r königlichen Bodenregals 

oder des schon fiskalisierten Landes s t ammenden beneficia data ist, sind doch f ü r die 
geschichtliche Rolle der Leihe die fenda oblata von weitaus g r ö ß e r e m Interesse. Sie 
und die Ämter le ihen weisen deutlicher als die Versorgungslehen karolingischer Krieger 
auf den — m a n möchte sagen: — t ranszendenten Z u g hin, der dem Lehnwesen inne­
w o h n t . M a g m a n auch rat ionale und materiel le Mot ive f ü r die L e h n s a u f t r a g u n g f inden 
— diese Zwecke hä t ten auch ohne U m w a n d l u n g al tererbten Eigens erreicht w e r d e n 
können! Die Formeln und U r k u n d e n ver ra ten auch nichts über den m e h r oder weniger 

sanften Z w a n g , der hin te r solchen In feuda t ionen gestanden haben mag; n u r bei den 

hochpolit ischen K o m m e n d a t i o n e n kennen wir of t die G r ü n d e und Umstände . 
T h . M a y e r hat einmal gesagt, das Lehnrecht sei »eine Form, ein P r o g r a m m viel­

leicht, nicht eine t re ibende Kraf t ; eine solche konn te nur eine politische Macht sein, 
die dahinter stand und sich ihrer bediente« s s ) . Diese Bemerkung des Histor ikers fo rde r t 
zur rechtshistorischen Frage auf, wieso es gerade der Rechtsbegriff der Leihe war , den 
diese Macht sich zum In s t rumen t ihrer Ziele erkor , oder — genauer , weil nicht im 

54) Hier ist zur Rolle der Leihe aus Eigengut daran zu erinnern, daß (SspLehnR. 69, 8. 3) der 
Mann auch vom Eigengut seines Herrn, das er zu Lehen besaß, Reichsdienst zu leisten hatte, 
insoweit also eine Einschmelzung der Lehen aus Eigengut in den vasallitisch­militärischen Auf­
bau des Reiches stattfand. 
55) Ausbildung d. Gründl, d. modernen Staates, H Z 159 (1939) S. 484. 



ü B E R D E N LEIHE GEDANKEN 33 

Mach tp rob lem sich erschöpfend — welches rechtliche Weltbi ld unausgesprochen hin te r 
den zahllosen Leihegeschäften des Tages stand. 

Schon die Frageste l lung klärt , daß nicht die Versorgungslehen oder ­Schenkungen 
aus Königsgut — ein dezentra l is ierender Vorgang also — das zu i m m e r bre i terer Nach­
folge verlockende, aus eigenem Gewich t wirkende Vorbi ld waren . D e r historische 
A u f t r a g des Lehnrechts , gleichviel wie er er fü l l t w u r d e , ist konzen t r i e render N a t u r 
gewesen. Nicht die Bereicherung der Beliehenen aus Reichsgut oder die E n t m a c h t u n g 

des Königs durch seine »Beamten« charakteris ieren den Lehnsstaat , sondern die m ö g ­
lichst wei tgehende U m w a n d l u n g ursprüngl ich eigener, königsf re ie r Herrschaf tsrechte 
i. w . S. in abgeleitete. D a h e r ist die Lehnsau f t r agung , an erster Stelle natürl ich die 
großen Fürs t enkommenda t ionen , die geschichtlich bedeutsamste Erscheinung. D e r 
Rechtsbegriff »Leihe« ist das Widersp ie l zum Begriff »Eigen und Erbe« — Besitz und 
Herrschaf t aus eigenem, von den Vätern ere rb tem Recht, gegenüber Besitz u n d H e r r ­
schaft aus h ö h e r e m A u f t r a g , erkennbar pfl ichtgebunden, bei Pfl ichtver le tzung entzieh­
bar, als A m t . M a n pflegt v o m f ränkischen Beamtenstaa t zu sprechen, der durch die 

Verlehnrecht l ichung zur zunächst fes teren Stel lung der Beamten, dann zur Erblichkeit , 

E n t m a c h t u n g des Königs u n d Bildung eigener Herrschaf t g e f ü h r t habe. Von hierher 
gesehen w ä r e allerdings der Lehns taa t ein Rückfal l in der Entwick lung z u m t rans­
personalen Staatsbegriff gewesen '6>. Indes, uns scheint n u n m e h r das Gegente i l als 
richtig. D e r Lehnss taa t ist die geschichtlich erste Rech t s fo rm einer Staatsvorstel lung, 
die a l l e öffentl ichen Funkt ionen , alle Gewal t , alle Herrschaf t als A m t aus h ö h e r e m 
A u f t r a g in sich schließt, nicht freilich auch im N a m e n der höheren Ins tanz und auch 
nicht ohne eigenen Antei l . W i e schon anläßlich der Arbei ts lehen gesagt: der Leihe 

w o h n t der den Eigennu tz überdeckende u n d eingrenzende A u f t r a g inne, die verl iehene 
Berecht igung nicht n u r pfleglich, sondern auch im Sinne und Interesse des Leiheher rn 
auszuüben; der Beliehene handel t , wie zum eigenen N u t z e n , so auch im eigenen N a ­
men, aber zugleich offen aus abgelei tetem Recht , auf höhere Legi t imat ion. 

Aber ist es wirklich eine Mach t f r age gewesen, daß der Gedanke der Leihe in der 
germanischen Rechtswel t zu einer herrschenden Vorste l lung w u r d e ? U n d ist das 
König tum, die Reichsgewalt , der U r h e b e r oder nicht nur der — wenng le id i kräf t ig 
aktive — N u t z n i e ß e r dieser Entwick lung gewesen? W i r begannen mit der Betrachtung 
des deutschen W o r t e s »Lehen«. N u n aber nehmen un te r den f r ü h e n Zeugnissen dieses 
Wortes nicht die Rechtsgeschäfte den ersten Pla tz ein, als vie lmehr schon m e t a p h o ­
rische W e n d u n g e n . In der altsächsischen Genesis z. B. spricht A b rah am, vor dem 
Unte rgange von Sodom, zu G o t t : »it all an thinum doma sted, ik libbio bi thinum 
lehene« ( = . . . i c h lebe v o n D i r zu Lehen) . In O t f r i d s Kris t w i r d das Leben, das G o t t 

56) O. HINTZE, Wesen u. Verbreitung des Feudalismus (SBPrAkW. XX [1920], jetzt auch 
U: Staat und Verfassung, Ges. Abh. [1941] S. 74 ff.) hat bekanntlich ebenfalls den Feudalismus 
als eine durch eine bestimmte weltgeschichtliche Konstellation bedingte Ablenkung der nor­
n i a len, direkten Entwicklung vom Stamm zum Staat angesehen. 
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uns gab, als: »dagafristi, thie er uns ist lihanti«, bezeichnet; im Beowulf w i r d die 
irdische Lebenszei t mehr fach einfach »laendagas« = geliehene Tage genannt . U n d 
ähnlich oft . W i r gera ten damit schon in außerrechtl iche Bezirke, und doch m u ß m a n 
f r agen : w ä r e n solche Sprachbilder S7) in so f r ü h e r Z e i t schon angebracht u n d gängig, 
w e n n nicht eine allgemeine Z e i t s t r ö m u n g alles, was m a n besitzt, als Got tes lehen emp­
f u n d e n hät te? Das ist nicht vorchrist l ich­germanisch! W i e Eigen u n d Erbe , e m p f a n d 
der G e r m a n e auch sein Leben als etwas, das er seinen Ahnen , und nicht leihweise 
höheren G ö t t e r n verdank te . Es ist der Niederschlag christlicher Vorstel lungen im 
Weltbi ld , die Idee des Lehens als des Titels der Dinge, die m a n besitzt und gebraucht . 
Das reicht v o m Sprachgebrauch des täglichen Lebens über Landbesi tz , Arbeitsstelle, 
Rechtsbesitz, Gerichtsbarkei t bis hinauf zur Stel lung des Königs, der hinsichtlich 
Reichsgut u n d Reichsgewalt auch n u r ein »Amt« ausübt wie der von ihm damit Be­
lehnte. Es sind dieselben Vorstel lungen, die im Jahre 829 den Bischof Wala auf dem 
Konzi l zu Paris z u m f ränkischen König sagen l ießen: Nemo regum a progenitoribus 
regnum sibi administrari, sed a Deo veraciter atque humiliter credere debet dariM, 
nicht als E r b e der Väter, sondern als von G o t t anver t rau t solle der König sein R e g n u m 
betrachten. W i e deutlich pral len hier germanische und christliche Auffas sung aufein­
ander ! U n d wie t re f fend erscheint das Wesen von Eigen und E r b e nach germanischem 
Rechtsbegriff e r faß t ! »A progenitoribus regnum sibi administrari« — das E r b e der 
Väter w i r d v o m jeweils lebenden Geschlecht verwal te t , erhal ten und weitergereicht , 
von Treuhand zu Treuhand , nicht aber zu individuellem, disposit ivem E i g e n t u m be­

sessen. Das Reich ist aber — so heiß t es je tz t — nicht »Erbe« des Königs. Das R e g n u m 

als Lehen Got tes erscheint als rechtliches, in der geistigen St ruk tu r der Ze i t angelegtes, 
v o m K ö n i g t u m bald selbst verfochtenes Weltbi ld . Es beginnt un te r den Karol ingern 
R a u m zu gewinnen, ve rd räng t ebenso den römisch­ant iken Staatsbegriff wie ger­
manische Vorstel lungen (die sich länger hal ten) u n d f ü h r t über mancherlei Zeugnisse, 
die noch der Unte r suchung har ren , bis hin zur lehnrechtlichen Fassung der Z w e i ­
schwerter lehre . Auch die Dei­Grat ia­Formel—ideengeschicht l ich wicht iger als notar ia ts ­

geschichtlich — gehör t in diese Linie, die zum König von Got tes H u l d e (nicht: Gnade) 
f ü h r t . G e w i ß ist der Gesamt ta tbes tand des König tums , sein Verhältnis zur Kirche, 
z u m Impe r ium, zur hohen Aris tokrat ie , Wahl , K r ö n u n g und Salbung, viel zu k o m ­
plex, als daß die Vorstel lung v o m König als mit dem Reich Belehnten eindeut ig klare 
F o r m hä t te f inden können . Es ist hier nicht der O r t , die überaus reiche und f ruch t ­
bare Li tera tur , die sich gerade in unsern Tagen z u m Prob l em v o m Wande l des König­
tums seit der Karol ingerzei t im Sinne eines ministerium oder officium uns biete t ' s ) , 

57) Ähnliche Wendungen sind noch heute in Gebrauch; wir sprechen von der Kraft, der Ge­
sundheit, der Gabe der Rede usw., die jemandem verliehen ist. 
58) M G H LL III Conc. II 2 S. 655 Z. 14. 
5 9 ) H i e r z u d i e A u f s ä t z e v o n E. EWIG, H . BüTTNER, TH. MAYER, H . BEUMANN, F . KEMPF in 

Vortr. u. Forsch. III, Das Königtum (1956). 
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daraufhin zu ergänzen, wieweit und wie oft der Gedanke Widukinds von Korvey, das 
Imperium sei dem König »non a patribus sibi relictum, sed per semet ipsum adquisi-
twn et a solo Deo concessum«6o\ sich wiederholt findet. Doch möchte es wohl an­
gebracht erscheinen, im Rahmen dieser Forschung die Frage nach der Lehnsnatur des 
Reiches nicht ganz zu übergehen. 

Die in der geistigen Struktur der Zeit angelegte, vom Königtum in Erfüllung seines 
geschichtlichen Auftrags durchgefochtene Idee des Lehnstaates hat in Deutschland 
keinen vollkommenen Sieg erringen können; der Gedanke des »Erbes« mit seinen 
andersgearteten Bindungen, aber mit seiner Freiheit nach oben, war zu kräftig. Rechts­
sprachlich und ­begrifflich hat sich das dahin ausgewirkt, daß — wie Otto v. Gierke 
gezeigt hat6 l ) — als Gegenbegriff zum feudum das Wort Allod, nach mehrfachem Be­
deutungswandel und mit dem ursprünglichen Sinn von Erbgut, zum terminus juri­
dicus der Lehnrechtler für das Eigen wurde. Auf der Grenze zwischen dem großen 
und mächtigen Reservat ererbter, eigener, allodialer Herrschaft, die sich der Idee des 
Lehens entzog, und dem Lehen steht der Begriff des Sonnenlehens. Man ist geneigt, 
es als einen poetischen Ausdruck für »Allod«, zugleich als eine sprachliche Konzession 
an die alles beherrschende lehnrechtliche Gedankenwelt zu betrachten. Doch dürfte 
sich der Sinn des Wortes nicht im Bildlichen erschöpfen. Sein eigentliches Wesen 
scheint mir darin zu bestehen, daß es Allod war, das sich nach lehnrechtlichen Grund­
sätzen vererbte — ein Seitenstück zum allodifizierten Lehen des 19. Jahrhunderts62 ' . So 
Zeigt selbst der schon fast als rechtshistorisches Kuriosum geltende Begriff vom Sonnen­
hellen noch die Gewalt des Lehngedankens. 

Unser Versuch, die Leihe als eine das ganze öffentliche Leben eines Zeitalters durch­
gehende, ja beherrschende Denkform zu zeichnen, ist mit den herkömmlichen insti­
tutionellen Begriffen großzügig umgegangen. Wer dies tadeln will, möge bedenken, 
daß es uns nicht auf eine Vertiefung einzelner Probleme ankam, sondern darauf, den 
­Aspekt abzustecken, unter dem das geschichtliche Phänomen »Lehen« betrachtet wer­
den sollte, oder jedenfalls nicht ganz ohne Nutzen betrachtet werden kann. Freilich 
haben wir dabei von der personenrechtlichen, mannschaftsrechtlichen Seite des Kom­
plexes »Lehnwesen« oder »Lehnrecht« im engeren Sinne nicht gesprochen. Und wir 
haben die Transformation des vasallitätsrechtlichen Lehens in die Rechtsverhältnisse, 
die wir in der Welt des »kleinen Mannes«, in Gewerbe und Handwerk, fanden, ebenso 
hervorheben müssen — als die Endglieder der langen Leihekette, die sich (in unsern 
^ s p i e l e n ) vom königlichen Berg­ oder Marktregal herab bis nach unten erstreckt — 
w ie die Form der Rechtsverleihung, die nicht Gesetzgebung, sondern Leihe war. 
*>> Wid. I 4 I S. 435. 

V !m Dt. Rechtswörterbuch, Art. Allod. 
­) Diese Auffassung vom Wesen des Sonnenlehns findet sich noch, nach der Judikatur des 

ve r r ß P p e l l a t i o n s S e r i d l t s z u Celle> i n A r t ­ X L I 1 d e s von E. Pufendorf in den Jahren 1772-82 
a ten Entwurfs eines Hannoverschen Landrechts (Corporis Georgiani). (Mskr. Jur. 594 

d­ Univ.­Bibl. Göttingen). 
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Angesichts dieser alles beherrschenden Denkform läßt sich doch wohl auch im Rah­
men einer nur begriffsjuristischen Klärung sagen: Man erfaßt die Struktur des mili­
tärischen Agrarfeudalismus, aber nicht die Größe des Lehngedankens und nicht die 
rechtsgeschichtliche Rolle des Begriffs »Lehen«, wenn man beim vasallitischen bene-
ficium, beim Mannlehen, haltmacht und im Hinblick auf die Mannigfaltigkeit der 
übrigen Leihearten und ­formen erklärt, was Eike von Repgow von den hovelen der 
Dienstmannen sagt: »durch die mannichvälde tweunge irs rechts, so ne spreke ik von 
irme rechte nicht vorbat«. Auch in der Vielfalt der leiherechtlichen Erscheinungen läßt 
sidi die Einheit eines rechtlichen Weltbildes erkennen. 


